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1. "Zu einer Zone des gemeinsamen Wohlstands ... " - Die Vision des Euro­
Mediterranen Wirtschaftsraumes im Rahmen der Barcelona-Initiative 

In November 1995 verabschiedeten die Europäische Union (EU) und zwölf Staaten des südli­
chen und östlichen Mittemeerraums die Deklaration von Barcelona als das Gründungsdoku­
ment der Euro-Mediterranen Partnerschaft. Die Partnerschaft bildet den Rahmen für politi­
sche, ökonomische, kulturelle und soziale Beziehungen zwischen den Teilnehmern. Während 
die "Politische und Sicherheitspartnerschaft" auf die Etablierung einer Zone des Friedens und 
der Stabilität in der Mittelmeerregion abzielt und die "Soziale, Kulturelle und Humanitäre 
Partnerschaft" zur Entwicklung der Humanressourcen, zur Vertiefung des Verständnisses zwi­
schen den Kulturen und zum Austausch zwischen den Zivilgesellschaften in den Ländern 
nördlich und südlich des Mittelmeeres beitragen soll, ist geplant, daß die "Ökonomische und 
Finanzielle Partnerschaft" das Hauptinstrument zur Schaffung einer "Zone des gemeinsamen 
Wohlstands" sein wird (Deklaration von Barcelona, 28. November 1995). Im Rahmen der 
ökonomischen und finanziellen Partnerschaft setzen sich die Teilnehmer folgende langfristige 
Ziele: (i) Beschleunigung einer dauerhaft durchhaltbaren sozioökonomischen Entwicklung; 
(ii) Verbesserung der Lebensbedingungen für die Bevölkerungen und Erhöhung des Beschäf­
tigungsniveaus sowie Verringerung der Entwicklungsunterschiede in der Euro-Mediterranen 
Region; (iii) Stärkung der regionalen Kooperation und Integration. 

Das sichtbarste Ergebnis der ökonomischen und finanziellen Partnerschaft wird in der Schaf­
fung einer Euro-Mediterranen Freihandelszone bestehen ("erste Säule"). Das Freihandelsge­
biet soll bis zum Jahr 2010 mit Hilfe bilateraler Abkommen zwischen der EU und den einzel­
nen an der Barcelona-Initiative beteiligten südlichen Mittelmeerpartnerländern (SMPL) eta­
bliert werden (ergänzt von bilateralen Abkommen zwischen den SMPL) und sich an den Prin­
zipien der Welthandelsorganisation (WTO) ausrichten. Tarifäre und nicht-tarifäre Handels­
hemmnisse bei Industriegütern sollen schrittweise eliminiert werden. Der Handel mit land­
wirtschaftlichen Produkten soll ebenso liberalisiert werden wie der Austausch von Dienstlei­
stungen. Die Etablierung der Euro-Mediterranen Freihandelszone soll von folgenden Faktoren 
vorangetrieben werden: 
(i) geeigneten Maßnahmen hinsichtlich der Herkunftsnachweise (Rules of Origin), der Zertifi­
zierung, des Schutzes der geistigen Eigentumsrechte sowie des Wettbewerbs; 
(ii) der Entwicklung und Anwendung von Politiken, die auf den Prinzipien der Marktwirt­
schaft und der Integration der südmediterranen Volkswirtschaften sowie der Berücksichtigung 
ihrer legitimen Bedürfnisse und ihres Entwicklungsniveaus beruhen; 
(iii) der Anpassung und Modernisierung der ökonomischen und sozialen Strukturen, wobei 
der Förderung und Entwicklung des Privatsektors und der Fortentwicklung des produktiven 
Sektors sowie der Etablierung der paßfähigen institutionellen und regulatorischen Rahmenbe­
dingungen einer Marktwirtschaft besondere Aufmerksamkeit gewidmet wird (einschließlich 
des Bestrebens, die negativen sozialen Konsequenzen, die aus marktwirtschaftliehen Refor­
men resultieren können, durch Programme zum Schutz der bedürftigsten Bevölkerungsteile 
auszugleichen); 
(iv) der Förderung von Mechanismen zur Beschleunigung des Technologietransfers. 1 

Die Implementierung der ökonomischen Kooperation und konzertierter Aktivitäten, die zusammen die 
"zweite Säule" der ökonomischen und finanziellen Partnerschaft darstellen, soll sich auf Themen wie ausländi­
sche Direktinvestitionen, regionale Kooperation und intra-regionalen Handel, Förderung von KMUs, Umwelt­
schutz (z.B. Umweltaktionsplan), die Modemisierung und Restrukturierung der Landwirtschaft (begleitet von 
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Das Arbeitsprogramm der Deklaration von Barcelona betont, daß industrielle Modernisierung 
und erhöhte Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen in den SMPL Schlüsselfaktoren für den 
Erfolg der Euro-Mediterranen Partnerschaft sein werden. Das ökonomische Kapitel der Euro­
Mediterranen Partnerschaft berührt deshalb häufig das Thema der Wissenschafts- und Tech­
nologiekooperation als einer Voraussetzung für den Erfolg des anvisierten ökonomischen 
Integrationsprozesses. In den Dokumenten der Konferenz von Barcelona betonen die Partner 
die "lmportance of creating an environment conducive to investment, in particular by the pro­
gressive elimination of obstacles to such investment which could Iead to the transfer of tech­
nology and increase production and exports" (Herv. des Autors). Sie erkennen ausdrücklich 
an, daß Wissenschaft und Technologie einen erheblichen Einfluß auf die sozioökonomische 
Entwicklung haben und "agree to strengthen the scientific research capacity and development, 
contribute to the training of scientific and technical staff and promote participation in joint 
research projects based on the creation of scientific networks" (beide Zitate: European Com­
mission, Barcelona Declaration, Economic Chapter). Mit Blick auf Wissenschaft und Tech­
nologie als Aspekten der ökonomischen Partnerschaft soll sich die Kooperation auf folgende 
Bereiche konzentrieren: 
(i) die Förderung von Forschung und Entwicklung und die Bearbeitung des Problems der 
wachsenden Lücke bei den wissenschaftlichen Forschungsergebnissen zwischen der EU und 
den SMPL; 
(ii) die Installation eines intensiven Erfahrungsaustauschs zu den Politikbereichen, die die 
südmediterranen Partner am besten befähigen, die technologische Lücke zwischen ihnen und 
ihren europäischen Nachbarn zu schließen und den Technologietransfer zu fördern; 
(iii) Hilfe bei der Ausbildung wissenschaftlichen und technischen Personals durch verstärkte 
Teilnahme an gemeinsamen Projekten. 2 

Eine Studie des Netzwerkes von Wirtschaftsforschungsinstituten in Buropa und den südlichen 
Mittelmeerpartnerstaaten (FEMISE) für die Europäische Kommission kommt zu dem Schluß, 
daßtrotzaller Schwierigkeiten, die auf dem Wege zu einem gemeinsamen Euro-Mediterranen 
Wirtschaftsraum auftreten, und trotz vieler noch immer offener Verhandlungspunkte der 
grundsätzliche Fortschritt bei der Verabschiedung der euro-mediterranen Vereinbarungen als 
befriedigend eingeschätzt werden kann. Jedoch ist das Bild bei der Implementierung der Ver­
einbarungen weitaus durchwachsener.3 Obwohl der juristische Ratifizierungsprozeß die In­
kraftsetzung der Vereinbarungen häufig verzögert hat, haben die meisten SMPL einen öko-

integrierter ländlicher Entwicklung), die Verbesserung der Infrastruktur, die Entwicklung der Telekommunika­
tions- und Informationstechnologie und die Unterstützung für die Regionalplanung konzentrieren. 
Hinsichtlich der finanziellen Kooperation ist die "dritte Säule" der ökonomischen und finanziellen Partnerschaft 
von besonderer Bedeutung: Die Teilnehmer erarbeiten Strategien zur substantiellen Erhöhung der finanziellen 
Unterstützung für die südlichen Mittelmeerpartnerländer und betonen die Bedeutung angemessener makroöko­
nomischer Politiken, die von einem intensiven Politikdialog begleitet sein sollen (vgl. Deklaration von Barcelona 
1995, Arbeitsprogramm der Mittelmeer-Konferenz). Das Hauptinstrument der finanziellen Zusammenarbeit der 
EU bei der Implementierung der Euro-Mediterranen Partnerschaft ist das MEDA-Programm, das für die Zeit von 
1995 bis 1999 allein etwa 3,5 Milliarden Euro zur Verfügung gestellt hat, begleitet durch substantielle Kreditge­
währung seitens der Europäischen Investitionsbank (EIB). 
2 Im Anschluß an ein Ministertreffen in Sophia Antipolis in März 1995 wurde ein ,,Monitoring Commit­
tee" etabliert, das sich darauf konzentriert, Vorschläge für die gemeinsame Implementierung der politischen 
Prioritäten, die auf der ministerialen Ebene vereinbart wurden, zu machen. 
3 Verhandlungen über Euro-Mediterrane Assozierungsabkommen sind mit Tunesien, Marokko, Jordanien, 
Israel und Palästina zum Abschluß geführt worden. Eine Zollunion wurde mit der Türkei vereinbart. Zypern und 
Malta sind in vorher bereits existierende Zollvereinbarungen eingeschlossen. Die Verhandlungen mit Ägypten, 
Libanon, Syrien und Algerien befinden sich in unterschiedlichen Phasen. 
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nomischen Transformationsprozeß begonnen (wobei die Erfolge hinsichtlich substantieller 
Strukturveränderungen sehr unterschiedlich sind). Die Erfahrungen, die bei der Implementie­
rung des MEDA-Programms bisher gemacht wurden, zeigen, daß die beiden wichtigsten Fel­
der der Kooperation auf bilateraler Ebene, die Unterstützung der ökonomischen Transformati­
on und die Stärkung des sozioökonomischen Gleichgewichts, ihre Bedeutung nicht verloren 
haben und weiter im Zentrum der MEDA-Aktivitäten stehen sollten- auch wenn die Imple­
mentierungsrichtlinien des MEDA-Programms verändert werden müssen (vgl. European 
Commission 1995, 1996, 1998, 1999; Communication by Vice-President Marin to the Corn­
Inission 1998). 

2. Hindernisse der erfolgreichen Etablierung einer Euro-Mediterranen 
Freihandelszone 

2.1. Sozioökonomische Disparitäten zwischen Nord und Süd und unzureichende 
internationale Wettbewerbsfähigkeit der südlichen Mittelmeerpartnerländer 

Die Schaffung einer Euro-Mediterranen "Zone der gemeinsamen Prosperität" ist ein ambitio­
niertes Projekt. Während politische Entscheidungsträger auf beiden Seiten des Mittelmeeres 
gemeinsame Anstrengungen unternehmen, um das Euro-Mediterrane Partnerschaftsprojekt 
voranzubringen, bestehen in nahezu allen relevanten Politikfeldern noch immer entscheidende 
Hemmnisse, die überwunden werden müssen. Neben Problemen im Zusammenhang mit dem 
Nahost-Friedensprozeß und Konflikten, die aus der unterschiedlichen Wahrnehmung der Prio­
ritäten und des Nutzens des Euro-Mediterranen Partnerschaftsprojekts zwischen der EU und 
den SMPL bestehen (vgl. Perthes 1999), ergeben sich wesentliche Schwierigkeiten vor allem 
aus der sozioökonomischen Gesamtsituation in den SMPL und dem Stand ihrer Wirtschafts­
beziehungen zur EU (vgl. Nienhaus 1997, FEMISE 1999). 

Eine Reihe von Veröffentlichungen behandelt die großen Disparitäten, die zwischen den 
Volkswirtschaften nördlich und südlich des Mittelmeeres bestehen, als entscheidende Hinder­
nisse einer engeren Wirtschaftsintegration. Die Unterschiede zwischen den EU-Staaten und 
den SMPL bei den ökonomischen, sozialen und demographischen Schlüsselindikatoren sind 
erheblich (vgl. FEMISE 1999, S. 2 f. und Anhänge). Beispielsweise ist das kombinierte BIP 
der drei Maghrebstaaten mit ihrer Gesamtbevölkerung von 66 Millionen geringer als das BIP 
von Portugal. Das BIP der südlichen Mittelmeerpartnerländer im Mashrek mit einer Gesamt­
bevölkerung von 86 Millionen entspricht in etwa dem BIP von Finnland oder Griechenland. 
Das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen in Europa ist gegenwärtig etwa zehnmal größer 
als das in den SMPL (andere Schätzungen sprechen vom Zwanzigfachen). Die Halbierung 
dieser Einkommenslücke würde selbst bei einem optimistischen Szenario von einem jährli­
chen Wachstum des Pro-Kopf-Einkommens von fünf Prozent in den SMPL und nur einem 
Prozent in Europa mehr als vier Jahrzehnte beanspruchen. Die Erreichung höherer Wachs­
tumsraten in den SMPL, in denen die Arbeitslosigkeit bis zu 25 Prozent erreicht, ist deshalb 
von entscheidender Bedeutung für den Erfolg der ökonomischen Partnerschaft. Während die 
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ökonomische und soziale Integration mit Buropa voranschreitet, ist die Süd-Süd-Kooperation 
unter den SMPL immer noch extrem unterentwickelt.4 

Die angesprochenen sozioökonomischen Disparitäten sind großenteils das Ergebnis einer un­
zureichenden wirtschaftlichen Dynamik in den SMPL, die vor allem auf eine zu geringe Wett­
bewerbsfähigkeif der Unternehmen und der Volkswirtschaften insgesamt zurückgeht. Eine 
Beschleunigung des Wirtschaftswachstums in den SMPL ist von einem dynamischeren ein­
heimischen Privatsektor und erhöhten ausländischen Direktinvestitionen als zwei wesentli­
chen Antriebskräften zur Erhöhung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit abhängig. In 
diesem Zusammenhang wird ein günstigeres regulatorisches und administratives Umfeld eine 
Schlüsselrolle spielen; die allgemeinen Bedingungen für ausländische Direktinvestitionen 
müssen entscheidend verbessert werden. 5 Vor allem aber müssen im Zuge dieser Reformen 
Maßnahmen getroffen werden, die die Qualität des Unternehmensmanagements so erhöhen, 
daß die Unternehmen innovativer, risikobereiter und flexibler werden, womit ein grundsätzli­
cher Wandel der Unternehmerischen Kultur verbunden wäre. 

Mit Blick auf die ökonomische Transformation und die Strukturanpassung bleibt in den mei­
sten der SMPL jedoch noch viel zu tun. Ein Hauptproblem ist neben der unzureichenden in­
ternationalen Wettbewerbsfähigkeit in diesem Zusammenhang auch, wie die sozialen Heraus­
forderungen, die aus der ökonomischen Stabilisierung und der Strukturanpassung resultieren, 
gemeistert werden können. 

2.2. Unzureichende politische Initiativen als massive Bedrohung für den Erfolg des 
Partnerschaftsprojektes 

Die Erreichung der Ziele der Euro-Mediterranen Partnerschaft setzt ein umfangreiches Bündel 
konzertierter Aktionen sowohl seitens der EU als auch der südlichen Mittelmeerpartnerländer 
voraus (z.B. die Beendigung anhaltender internationaler Dispute, die Etablierung einer Infra­
struktur zur Förderung der regionalen Kooperation und zur Initiierung schnellen Wirtschafts­
wachstums in den SMPL). Aus den begrenzten Aktivitäten, die bislang innerhalb des Barcelo­
na-Prozesses stattgefunden haben, schließt jedoch Khader, die politischen Entscheidungsträ-

4 Hinsichtlich der Süd-Süd-Kooperation stellt die jüngste Zunahme bilateraler Freihandelsabkommen 
zwischen den Mittelmeerpartnerstaaten eine positive Entwicklung dar, ebenso wie sie ein unumgängliches Ele­
ment bei der Etablierung der Euro-Mediterranen Freihandelszone ist. Die Bedeutung der Süd-Süd-Kooperation 
ist umso höher, als das Handelspotential zwischen den SMPL bislang kaum erschlossen wurde; nur 4,8 Prozent 
der südmediterranen Handelsströme sind intra-regionaler Natur. Außerdem haben die Süd-Süd-Abkommen da­
durch einen neuen Ansehub erhalten, daß in einigen südmediterranen Partnerstaaten ökonomische Reformen 
stattfinden. Am 19. Februar 1997 vereinbarten 19 arabische Regierungen die Etablierung eines Arab Free-Trade 
Area (AFTA). Zusätzlich wurde die Süd-Süd-Komponente der Partnerschaft dadurch gestärkt, daß die südlichen 
Mittelmeerpartnerländer, die bislang noch nicht Mitglied der Welthandelsorganisation WTO sind, nun einen 
baldigen Eintritt anstreben. Momentan sind sieben Mittelmeerpartnerländer WTO-Mitglieder, während zwei 
Länder (Algerien und Jordanien) in Verhandlungen über eine Mitgliedschaft engagiert sind. Drei Mittelmeerpart­
nerländer (Palästina, Libanon und Syrien) sind weder Mitglieder der WTO noch in Verhandlungsprozesse über 
eine mögliche zukünftige Mitgliedschaft eingebunden. 
5 Reformen bleiben besonders dringend im Finanzsektor, bei den Eigentumsrechten (einschließlich des 
Systems der Landpacht und des Schutzes der geistigen Eigentumsrechte), der Restrukturierung von Staatsunter­
nehmen und der Privatisierung. Die Steuersysteme müssen modernisiert und umgestaltet werden. Erhebliche 
Bedeutung hat auch die Erhöhung der Effizienz bei der Bereitstellung von Infrastrukturdiensten einschließlich 
Telekommunikation, Energie und Transport. 
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ger in der EU und den SMPL "may be unaware of the broad and complex set of measures that 
will be required, and the relatively limited amount of time available" (Khader 1998, S. 9). 
Nach seiner Studie müßten die notwendigen Aktivitäten wichtige, bisher wenig beachtete 
Aspekte einschließen: einen Ausgleich der starken Verschuldung vieler Länder der Region, 
eine erhebliche Ausweitung ihrer Bildungsstrukturen - vor allem aber die deutliche Erhöhung 
der wissenschaftlichen und technologischen Kompetenzen in den meisten betreffenden Län­
dern sowie eine Reorientierung dieser Wissenschafts- und Technologiekapazitäten auf die 
Probleme der Region. Andere besorgniserregende Politikfelder sind die stark negativen An­
reize für ausländische Direktinvestitionen, die jedoch nur langsam überwunden werden kön­
nen, die Unsicherheit hinsichtlich der Handelsliberalisierung bei Landwirtschaftsprodukten, 
die restriktiven Maßnahmen, die den freien Personenverkehr behindern6 und die erwarteten 
sozialen Konsequenzen der Handelsliberalisierung und der Strukturanpassung in den SMPL. 

Auch Aldana Mayor schlußfolgert aus seiner Studie am Institute for Prospective Technology 
Studies der EU, "an effective partnership between European and Mediterranean partner coun­
tries to provide asound basis for long-term Co-operation is stilllacking" (Aldana Mayor 1998, 
S. 8). Ein häufig unterschätztes Hindernis ist, daß sich Exporte aus dem südlichen Mittelmeer­
raum hauptsächlich auf Güter erstrecken, die mit europäischen Nachfragetrends inkompatibel 
sind. Die sektorale Struktur des euro-mediterranen Handels und die aggregierte Handelsbilanz 
ergeben für die südlichen Mittelmeerpartnerländer eine sehr unvorteilhafte Position (vgl. Bo­
nazzi/G6mez y Paloma 1997). 

FEMISE (1999) gibt einen umfassenden Überblick über die bislang fehlenden Voraussetzun­
gen einer erfolgreichen Implementierung des ökonomischen und finanziellen Kapitels des 
Euro-Mediterranen Partnerschaftsprojekts. Die kritische Analyse der Aussichten der Partner­
schaft konzentriert sich auf die Frage der Landwirtschaft (strukturelle Abhängigkeit der 
Volkswirtschaften der meisten südlichen Mittelmeerpartnerländer von landwirtschaftlichen 
Aktivitäten einerseits und Europas restriktive Position in bezug auf Landwirtschaftsimporte 
auf der anderen Seite, GAP); das Thema der Armut in den SMPL; die Budgetwirkungen der 
Assoziierungsabkommen und den zunehmenden Wettbewerb seitens mittel- und osteuropäi­
scher Länder hinsichtlich ausländischer Direktinvestitionen, Handelsströme und politischer 
Initiativen der EU. Auch die Autoren dieser Studie resümieren, daß die Grundlagen für eine 
"Deep Integration" der europäischen und südlichen Mittelmeerländer noch immer nicht gelegt 
sind. Die Studie betont die Unzulänglichkeit der internen Wirtschaftsreformen in den meisten 
südmediterranen Partnerländern und setzt den Mangel ausländischer Direktinvestoren in Be­
ziehung zum begrenzten Reformengagement in den entsprechenden Volkswirtschaften, das 
weiterhin zur Aufrechterhaltung wesentlicher struktureller Rigiditäten beiträgt. Die Beiträge 
ausländischer Großinvestoren zur Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit sind deshalb bislang zu 
vernachlässigen. Infolgedessen würde die Umsetzung der Assoziierungsabkommen mit den 
SMPL (begleitet von Liberalisierungsmaßnahmen, die notwendig sind, um der Welthandel­
sorganisation beizutreten) zu einem "external shock, that the Mediterranean countries will 
face in the coming years" (FEMISE, 1999, S. 8) beitragen. 

6 "Also one can understand the European stand on these two sensitive issues, a negative irnpression is 
created when viewed frorn the south. Europe should not convey the irnpression that the Euro-Mediterranean Part­
nership is conceived as a rnarket access strategy for European products and as a way of stopping the flow of 
illegal irnrnigrants into its territory" (Khader 1998, S. 10). 
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In der Konsequenz bedeutet dies, daß die unzureichende internationale Wettbewerbsfähigkeit 
der SMPL zu zwei Szenarien führt, die das Partnerschaftsprojekt auf der ökonomischen 
Schiene vollständig scheitern lassen können: Erstens ist vorstellbar, daß der Schock der über­
mächtigen europäischen Konkurrenz zu massiven ökonomischen, sozialen und in der Folge 
auch politischen Krisenerscheinungen in den SMPL führt. Die Regierungen könnten sich aus 
innenpolitischen Gründen zu einem Ausstieg aus dem Partnerschaftsprojekt veranlaßt sehen. 
Oder politische Entscheidungsträger in den betroffenen Staaten antizipieren frühzeitig diese 
Bedrohungen und lassen sich von vornherein nicht auf die ernsthafte Implementierung der 
entsprechenden Vereinbarungen ein. Dies käme ebenfalls einem Scheitern der Partnerschaft 
gleich. 

Die unzureichende internationale Wettbewerbsfähigkeit der südlichen Mittelmeerpartnerlän­
der ist im Kern auf die zu geringen technologischen Fähigkeiten in den jeweiligen Ökonomien 
bzw. Gesellschaften zurückzuführen. Die Technologielücke wird deshalb von einer Reihe von 
Autoren als die größte strukturelle Gefahr für das Euro-Mediterrane Partnerschaftsprojekt 
identifiziert. Um eine Vorstellung entwickeln zu können, was in den bis zur Etablierung der 
Freihandelszone verbleibenden knapp zehn Jahren getan werden müßte, um die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der südlichen Mittelmeeranrainer zu erhöhen und damit den Abbau der 
Disparitäten zu beschleunigen bzw. den "externen Schock" der Euro-Mediterranen Freihan­
delszone abfedern zu können, muß sich die Analyse auf geeignete theoretische Instrumentari­
en stützen. Im folgenden werden deshalb die Grundzüge der Theorie der Innovationssysteme 
dargestellt, auf deren Basis eine problemorientierte Analyse sowie der Entwurf politischer 
Handlungsempfehlungen erfolgen können. 

3. Die Theorie der Innovationssysteme als Grundlage wissenschaftlicher Analysen 
und praktischen politischen Handeins 

3.1. Wettbewerbsfähigkeit, Produktivität und Innovation aus der Perspektive der 
neueren Innovationstheorie 

3.1.1. Internationale Wettbewerbsfähigkeit, Produktivität und Innovation 

Wettbewerbsfähigkeit, definiert als die Fähigkeit einer Volkswirtschaft, anhaltend hohe Real­
einkommen zu erwirtschaften, ist abhängig vom stetigen Produktivitätswachstum in den Un­
ternehmen.7 Jedoch wird es immer schwieriger, Produktivitätsvorsprünge auf der Grundlage 
des reichen Vorhandenseins natürlicher Ressourcen zu erzielen. Der internationale Wettbe­
werb wird zunehmend von einem neuen Paradigma charakterisiert, das für die Unternehmen 
wissens- und technologiebasierte Wettbewerbsvorteile wichtiger werden läßt als noch so 

Die Mehrheit der Veröffentlichungen zur internationalen Wettbewerbsfähigkeit basiert auf einer starken 
makroökonomischen Orientierung. Doch sind die Indikatoren, die üblicherweise genutzt werden, nicht in der 
Lage, den Stand bzw. die Veränderungen der strukturellen Bestimmungsgründe der Wettbewerbsfähigkeit abzu­
bilden (vgl. Priewe 1997, S. 7). Für die amerikanische Presidential Comrnission on Industrial Competitiveness ist 
die Wettbewerbsfähigkeit einer Nation der Grad ihrer Fähigkeit, unter den Bedingungen des freien Marktes Güter 
und Dienstleistungen zu produzieren, die den Test des Weltmarktes bestehen, während gleichzeitig Realeinkom­
menserhöhungen für die Staatsbürger und ein hohes Steueraufkommen realisiert werden können (vgl. Hurtien­
ne/Messner 1996, S. 50 f.). 
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reichliche Vorkommen von Naturressourcen.8 Unternehmen können anhaltende Produktivi­
tätsvorsprünge nur erzielen, wenn sie in der Lage sind, technische, ökonomische und soziale 
Faktoren erfolgreich zu kombinieren. Als zentrale Bestimmungsgründe des Erfolgs im Wett­
bewerb haben sich die Steuerungs- und Organisationsmuster herausgestellt, die Kreativität 
und Innovation in Wirtschaft und Gesellschaft gleichermaßen fördern (vgl. Eßer et al. 1994). 
Produktivität ist ein soziales Phänomen.9 

Produktivitätsvorsprünge resultieren aus erfolgreichen Innovationsprozessen in relevanten 
Technologiefeldern. 10 Innovation ist ein komplexes Phänomen, das die Produktion, die Diffu­
sion und die Übersetzung von technologischem Wissen in neue Produkte, Produktionsmetho­
den, Organisationsmuster und Marketingkonzepte umfaßt. Der Prozeß, in dem Innovationen 
entstehen, folgt keinesfalls einem linearen Pfad (vgl. Kline/Rosenberg 1986, Edquist 1997a 
und 1999). Diese Nicht-Linearität lenkt die Aufmerksamkeit auf die Interaktion von Akteuren 
im gesamten innovationsrelevanten System, denn Nicht-Linearität schließt Kommunikation, 
Feedback und Interaktion ein, die in einer einfachen, linearen Ereigniskette von der Forschung 
bis zur Einführung von neuen Produkten nicht nötig wären. 11 

In der Innovationsforschung ist seit langem anerkannt, daß der lnnovationsprozeß weitaus 
komplexer ist als der Prozeß der Produktion und des Transfers von F&E-Ergebnissen. In dem 
Maße wie Wissenschaftler und Politiker erkannten, daß die sogenannten "weichen Elemente" 
von Technologie in diesem komplexen Innovationsgeschehen immer mehr Bedeutung erlan­
gen, verlor die ursprüngliche Konzentration auf die "harten Elemente" von Wissenschafts­
und Technologiesystemen ihre Dominanz, d.h. der traditionelle, enge Fokus auf die F&E­
Ausgaben von Unternehmen wurde deutlich erweitert. Die Aufmerksamkeit wandte sich zu­
nehmend dem gesamten sozioökonomischen System zu, genauer den Systemelementen, die 
für das Innovationsgeschehen von Bedeutung sind. Deshalb hat das Konzept des Lemens nach 
und nach die ursprünglich außerordentlich starke Orientierung der Innovationsliteratur auf die 
technischen Kernprozesse der F&E ersetzt. Der Fokus auf das Lernen erweitert die Perspekti­
ve insofern als neben technologischen Faktoren im engeren Sinne auch organisationaler Wan-

Freeman (1987), S. 68 ff., Esser et al. (1996), S. 2 f. und Hurtienne/Messner (1996), S. 48 f. beschreiben 
das neue techno-ökonomisch-soziale Paradigma, das sich im Zeitalter der flexiblen Spezialisierung/flexiblen 
Automatisierung der Produktion entwickelt hat. Langfristig können sich auch Transformations- und Entwick­
lungsländer schrittweise von sogenannten ,,Basic Factors" der Wettbewerbsfähigkeit (wie z.B . billige Rohstoffe 
und Arbeitskräfte) zu "Advanced Factors" (z.B. die grundlegenden Elemente der materiellen und nicht­
materiellen Infrastruktur wie Transport, Kommunikation, Bildung und Forschung und Entwicklung) sowie 
schließlich zu einem Wettbewerbsmuster vorarbeiten, das auf "Specialised Factors" beruht (vor allem strukturelle 
und systemische Wettbewerbsvorteile von Unternehmensclustern). Vgl. dazu Porter 1990 und Eßer et al. 1994. 
9 Eine Reihe von wirtschaftswissenschaftlichen Forschungen hat bestätigt, daß Wettbewerbsfähigkeit nur 
erreicht werden kann, wenn die für erfolgreiche Such-, Lern- und Innovationsprozesse notwendigen Vorausset­
zungen auf allen interdependenten Ebenen des sozioökonomischen Gesamtsystems gleichermaßen gegeben sind 
(vgl. Porter 1990, Becattini 1990, OECD 1992 and 1994, Nadvi/Schmitz 1994, Eßer et al. 1994, Messner 1995, 
Esser et al. 1996, World Bank 1999, Wurzel2000). 
10 In diesem Zusammenhang muß Technologie im weitesten Sinne definiert werden, also neben den "har­
ten Elementen" wie technologischer Hardware und technischem Wissen im traditionellen Sinn auch die soge­
nannten "weichen Elemente" einschließen wie Organisations- und Managementkonzepte, Kooperations- und 
Kommunikationsfähigkeiten, die Fähigkeit einer Organisation, zu lernen und auf die Herausforderungen ihres 
turbulenten Umfeldes zu reagieren, usw. 
11 Unter dem Stichwort "Interactive creation of innovation" erklärt Sweeney: "Innovation ... is an out­
come of new knowledge and information created and integrated through networks of people, who have core 
competence in a sectoral product and product engineering technology or discipline, interacting with people of 
other disciplines and functional know-how" (Sweeney 1996, S. 17). 
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del, Humankapitalbildung oder Marketingaspekte in die Analyse eingeschlossen sind und die 
Aufmerksamkeit insbesondere auf Akteure gelenkt wird, die das Lernen fördern und unter­
stützen. Der Umstand, daß Information nicht mit Wissen identisch ist und daß explizites (ko­
difizierbares) und nicht-kodifizierbares Wissen (Tacit Knowledge) unterschiedliche Funktio­
nen haben, erklärt die Bedeutung derjenigen Institutionen, die die produktive Nutzung von 
Wissen und Kompetenzen ermöglichen, die nicht in Form von unmittelbar anwendbaren 
Technologien gekauft werden können (vgl. Sharp1999). 12 Insbesondere die Kombination von 
Wissen über neue Technologien mit bereits existierenden technischen, organisatorischen und 
strategischen Kompetenzen eröffnet neue Möglichkeiten für Innovationen (vgl. Sweeney 
1996). 

Während die frühe Literatur zur evolutionären Innovationstheorie auf den komplementären 
Charakter von Forschungsinstitutionen und innovierenden Unternehmen und auf den systemi­
schen Charakter von Wettbewerbsfähigkeit abstellt (vgl. Nelson and Rosenberg 1993, Free­
man 1987, Porter 1990), unterstreichen spätere Untersuchungen die Bedeutung des Lernens 
(vgl. Lundvall 1992). Vor dem Hintergrund, daß ein bedeutender Teil des für den Innovati­
onsprozeß entscheidenden Wissens als nicht-kodifizerbares Wissen (Tacit Knowledge) vor­
liegt und die Geschwindigkeit von Innovations- und Globalisierungsprozessen dramatisch 
zunimmt, behandeln Lundvall/Bordts (1997) die Bedeutung des Lernens als entscheidendem 
Faktor für die Entwicklung von Volkswirtschaften. 13 Die gleichzeitig beobachtbare Schwer­
punktverlagerung innerhalb der evolutionären Lern- und Organisationstheorie von "Leaming 
by Doing" (Arrow 1962) zu "Leaming by Using" (Rosenberg 1976) und zu "Leaming by In­
teraction" (Lundvall 1992) verdeutlicht die veränderte Schwerpunktsetzung von Technologie 
im traditionellen, engeren Sinne über effiziente Technologieadaption zu Netzwerken und Ko­
operation als Erfolgsfaktoren. 14 Internationale Wettbewerbsfähigkeit ist letztlich also das Er­
gebnis der systemischen Interaktion der ökonomischen Akteure innerhalb eines entwickelten 
Wissenschafts-, Technologie- und Innovationssystems (engl.: Science, Technology and Inno­
vation System - STI System). 

3.1.2. Innovationssysteme 

Das Wissenschafts- und Politikkonzept der Innovationssysteme steht für den vor diesem Hin­
tergrund entwickelten systemischen Ansatz zur Analyse des Zusammenhangs von Wissen­
schaft, Technologie und Innovationsaktivitäten. Das Paradigma der nationalen Innovationssy­
steme ist der im vergangenen Jahrzehnt am häufigsten genutzte Ansatz, die komplexen Bezie­
hungen, die den Innovationsprozeß ausmachen, zu untersuchen. Nationale Innovationssysteme 
sind "networks of institutions in the public and private sectors whose activities and interac­
tions initiate, import, modify and diffuse new technologies" (Freeman 1987, S. 1). Lundvall 
(1992) definiert den Begriff der nationalen Innovationssysteme als "the elements and relation-

12 Zum Zusammenhang der Charakteristika von Wissen mit dem Funktionieren von Innovationssystemen vgl. 
Farina!Preissl1999, S. 21 ff. 
13 Im Ergebnis dieser neuen Sichtweise definiert Lundvall (1997) ,,Learning Economies" als grundsätzlich 
verschieden von ,,Knowledge-based Economies". 
14 Das zentrale Thema der aktuellen Innovationsforschung und Innovationspolitik besteht deshalb darin, zu 
verstehen, wie Unternehmen lernen und welche Wege es gibt, sie zum Lernen zu befähigen. Zu organisationalem 
Lernen und zur "lernenden Organisation" in der Organisations- und Managementliteratur vgl. Wurzel (1999a), S. 
32 ff. 
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ships which interact in the production, diffusion and use of new, and economically useful, 
knowledge ... and are either located within or rooted inside the borders of a nation state." 
Analysen von nationalen Innovationssystemen in verschiedenen Ländern haben die involvier­
ten Institutionen und Organisationen und deren Interaktions-Netzwerke beschrieben (vgl. v.a. 
Lundvall1992, Nelson 1993). 

Forschungen auf der Grundlage des Konzepts des Innovationssystems erstrecken sich neben 
den nationalen Innovationssystemen auch auf sektorale/branchenspezifische, regionale und 
supranationale Innovationssysteme. Innovationssysteme unterhalb der nationalen Ebene wur­
den seit dem Beginn der neunziger Jahre verstärkt untersucht. Viele empirische Studien be­
stätigen, daß geographische Regionen häufig dazu tendieren, sich auf bestimmte technologi­
sche Gebiete zu spezialisieren und dabei "regionale Innovationssysteme" entstehen können 
(vgl. Marshall 1920; Porter 1990; Archibugi/Pianta 1994; Feldman 1994; Saxenian 1994 und 
zusammenfassend Cooke/Gomez Uranga!Extebarria 1997; sowie die gesamte Industrial Di­
strict-Schule, u.a. Piore/Sabel 1984, Becattini 1990, Pyke/Sengenberger 1992, Schmitz/Musyk 
1993, Nadvi/Schmitz 1994). Empirische Arbeiten zeigen auch, daß Innovationsprozesse häu­
fig in Gebieten räumlich konzentriert sind, die in besonders starkem Maße über ein bestimm­
tes soziales Kapital verfügen (vgl. Breschi 1997).15 

Nelson und Rosenberg (1993) konzentrierten sich auf einen sektoralen Ansatz, da sie die na­
tionale Perspektive für Analysezwecke als ungeeignet einschätzten. Ihrer Einschätzung nach 
existieren zu wenig Verbindungen von Innovationssystemen, die unterschiedliche Sektoren 
unterstützen. Ein weiterer sektoraler Ansatz ist der von Breschi und Malerba (1997), der auf 
sektorale Innovationssysteme (SIS- Sectoral Innovation Systems) als kohärentere Subsysteme 
von nationalen Innovationssystemen abhebt, deren Grenzen sich aus dem spezifischen Kon­
text des Sektors ergeben. Dieser Ansatz betrachtet aus einer evolutionären Perspektive die 
zentrale Rolle privater Unternehmen, die als wichtiger eingeschätzt wird als die Rolle von 
Institutionen (definiert i.e.S. als Regeln). 

Freeman (1992) und Nelson/Rosenberg (1993) folgend spielen jedoch Institutionen eine ent­
scheidende Rolle bei der Diffusion technologischen Wissens und der Unterstützung des tech­
nischen Wandels. Institutionen verändern sich in Reaktion auf die Stimuli, die sich aus tech­
nologischem Fortschritt ergeben. Aufgrund ihrer statischen Natur können die etablierten In­
stitutionen den Innovationsprozeß jedoch auch abbremsen. Lundvall (1992) bezeichnet das 
"institutionelle Setup"16 als eine der wichtigsten Dimensionen des Innovationssystems. Es ist 
das Element, das dem nationalen Ansatz Kohärenz verleiht. 

Allen Innovationssystem-Ansätzen liegt die Idee zugrunde, daß Innovationsprozesse in einem 
systemischen Kontext stattfinden, der die Komplexität des Phänomens Innovation widerspie­
gelt und viele Akteure sowie die Wechselbeziehungen zwischen ihnen einschließt. Innovation 
ist danach das Ergebnis der komplexen Interaktion verschiedenster Akteure, die mit ihren Be­
ziehungen ein System von hochgradig voneinander abhängigen Handelnden konstituieren. 

15 Bruscos Definition nennt Industrial Districts "sets of companies located in a relatively small geographi­
cal area; and the said companies work, either directly or indirectly, for the same end market; that they share a 
series of values and knowledge is so important that they define a cultural environment; and that they are linked to 
one another by very specific relations in a complex mix of competition and cooperation" (Brusco 1990, S. 1). 
16 Lundvalls Verständnis des sogenannten "institutionellen Setups" umfaßt einerseits Institutionen im enge-
ren Sinne (Regeln), andererseits aber auch Organisationen. 
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Gemeinsam ist allen Beiträgen zur Theorie der Innovationssysteme deshalb auch die Beto­
nung von zwei wesentlichen Aspekten: (i) der Interdependenz der Akteure und (ii) des sy­
stemischen Charakters der Innovation. 17 

3.1.3. Lern- und Anpassungsprozesse der Systeme und die Rolle der Politik 

Die Forschungen zum Konzept der Innovationssysteme belegen die Bedeutung der systemi­
schen Kooperation für den Erfolg von Innovationsprozessen. Empirische Untersuchungen von 
nationalen und regionalen Innovationssystemen unterstreichen die Unterschiede zwischen 
Ländern und Regionen hinsichtlich der organisationalen Konfiguration der Innovationssyste­
me und ihres Einflusses auf die ökonomische Leistungskraft der jeweiligen räumlichen Ein­
heiten (vgl. Nelson 1993, Lundvall1992, Rarding 1995, Sweeney 1996). Unter der Bedingung 
schneller Innovationszyklen wird die Befähigung von Unternehmen, zu lernen, weitaus wich­
tiger als die Bereitstellung von unmittelbar anwendbarer, vorhandener Technologie (vgl. 
Lundvall 1999, Sharp 1999). Die Effizienz der Innovationssysteme beruht folglich in hohem 
Maße auf ihrer Fähigkeit, in Reaktion auf neue Anforderungen der Wirtschaft, der Wettbe­
werbsmuster und spezifischer Innovationsprozesse ihre Institutionen zu verändern. Lernen ist 
also auch ein grundlegendes Konzept für die Innovationssysteme selbst. Die Akteure im Inno­
vationssystem müssen nicht nur lernen, den Output und die Gegebenheiten des Systems zu 
nutzen, sondern auch die Fähigkeit entwickeln, das System selbst entsprechend den sich ver­
ändernden ökonomischen, politischen und technologischen Herausforderungen anzupassen 
(vgl. Edquist 1999). Die Relevanz von Organisationen und Institutionen, die Innovationen in 
der Wirtschaft unterstützen, ihre Rollen und ihre Aufgaben innerhalb der Arbeitsteilung im 
System sind umfassend diskutiert worden (vgl. z.B. Nelson 1986, Nelson/Rosenberg 1994, 
Acs/Audretsch/Feldman 1992, Pavitt 1991, Brooks 1994, Dasgupta!David 1994, Faulk­
ner/Senker 1993, Sharp 1999). Neuere Untersuchungen belegen, daß sich diese Rollen der 
Organisationen und Institutionen, ihre Arbeitsteilung sowie ihre Interaktionsmuster mit neuen 
Forschungs- und Technologiepolitiken und neuen wirtschaftlichen Anforderungen an die Un­
ternehmen einer Branche verändern (vgl. Farina!Preissl1999). 

Die Leistungsfähigkeit eines Innovationssystems, sei es auf der sektoralen, regionalen, natio­
nalen oder supranationalen Ebene, hängt von den Synergien ab, die sich aus der Interaktion 
der in Innovationsaktivitäten involvierten Akteure ergeben. Neben dem Willen und der Fähig­
keit der individuellen Unternehmen, als "Best-Practice Performers" in ihrer Branche zu agie­
ren, spielt auch die Fähigkeit der verschiedenen staatlichen und nicht-staatlichen Akteure, 
gemeinsam effiziente Such-, Lern- und Innovationsprozesse zu organisieren, eine besondere 
Rolle (vgl. Messner 1995, Esser et al. 1996, Lundvall/Born1s 1997). Staatliche und halbstaat-

17 Interdependenz ist das Ergebnis der Interaktion von verschiedensten Akteuren im Innovationsprozeß. Im 
Gegensatz zu Schumpeters Vorstellungen ist Innovation Ende des 20. Jahrhunderts nicht eine Aktivität einzelner 
Unternehmen. Vielmehr muß der Innovationsprozeß als ein aktiver Prozeß des Suchens, Lernens und der experi­
mentellen Anwendung neuen Wissens und neuer Technologie verstanden werden - ein Prozeß, in den eine Viel­
zahl von Akteuren eingebunden ist (vgl. OECD 1999). Daher sind Innovations-Netzwerke eher die Regel als die 
Ausnahme, die aktivsten Innovationstätigkeiten umfassen eine Vielzahl von Akteuren. Durch die gleichzeitig 
zunehmende Spezialisierung sind die Akteure zunehmend zur Zusammenarbeit gezwungen. So dienen strategi­
sche Allianzen als Vehikel des Zugangs zu neuen Quellen von Wissen und Technologie und zur Beschleunigung 
von Lernprozessen. Dunning (1997) spricht deshalb sogar von "Alliance Capitalism". Dersystemische Charakter 
der Innovation ergibt sich daraus, daß der Innovationsprozeß organisatorisch und institutionell in den umfassen­
deren Rahmen von Produktionssystemen eingebettet ist. 
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liehe Organisationen sind deshalb wesentliche Akteure in Innovationssystemen. Vor diesem 
Hintergrund reicht es also nicht, daß nur Märkte in einer Weise funktionieren, die für die Un­
ternehmen die richtigen Anreize hervorbringt. Ebenso wichtig sind Politiken, die die Innova­
tionsanstrengungen von Firmen unterstützen, indem ein paßfähiges Wissenschafts- und Tech­
nologieumfeld bereitgestellt wird (vgl. Branscomb/Keller 1998). Mit Blick auf die führenden 
Volkswirtschaften kann vor dem Hintergrund der Bemühungen politischer Entscheidungsträ­
ger, innovative Aktivitäten in der nationalen oder regionalen Wirtschaft zu unterstützen, an­
stelle von "Wissenschafts- und Technologiepolitik" durchaus von aktiver "Innovationspolitik" 
gesprochen werden. Das Konzept der Innovationssysteme ist deshalb nicht nur als Analysein­
strument zur Untersuchung von Innovationsprozessen attraktiv. In einer Reihe von Ländern 
wird der Ansatz auch explizit in der Industrie- und Innovationspolitik angewandt. 

Norgren/Hauknes (1999) stellen die Debatte über Begründungen staatlichen Engagements auf 
dem Feld der Wissenschafts-, Technologie- und Innovationspolitik umfassend dar. Neben dem 
traditionellen, neoklassisch geprägten Argument des Marktversagens (Stichworte: Ar­
row/Nelson-Rationale, Appropriation of Returns and Uncertainty, Govemment as a Player in 
Markets) konzentriert sich die Darstellung insbesondere auf das Argument des Systemversa­
gens bzw. die Notwendigkeit, durch staatliches Handeln die Fortentwicklung von existieren­
den Innovationssystemen und die Bildung neuer Systeme zu ermöglichen. Eine Erweiterung 
des Arguments "Marktversagen" ist notwendig, denn "it involves a misinterpretation of what 
underlies the dynamics of advanced economies .... In a system perspective the market consti­
tutes only one element in the context of innovation and diffusion." (dies., S. 6 und 8). In Aus­
wertung neuerer Forschungsergebnisse (vgl. u.a. Carlsson/Jacobsson 1997, Edquist/Johnson 
1997, Anderssan 1998, OECD 1998, Lipsey 1998, Metcalfe/Georghiou 1998, Malerba 1998, 
Smith 1997 und 1998) kommen Norgren/Hauknes zu der Einschätzung, daß die Politik so­
wohl i.e.S. auf Markt- als auch auf Systemversagen i.w.S. reagieren muß, beide Argumente 
mithin staatliches Engagement in diesem Politikfeld rechtfertigen. Mit Blick auf das staatliche 
Handeln in der Wissenschafts-, Technologie- und Innovationspolitik verweisen die Autoren 
darauf, daß "policy making itself becomes an adaptive and leaming-based activity" (Nor­
gren/Hauknes 1999, S. 2). 

Staatliche Stellen können eine zentrale Rolle bei der Überwindung systemischer Defizite lei­
sten, die die Entstehung und Nutzung der Synergien aus der Interaktion der Akteure im Inno­
vationssystem verhindem (vgl. Roelandt/den Hertag 1998, SpielkampNopel 1999, Dunning 
1997). Derartige systemische Defizite können sich beispielsweise aus einem Mangel an stra­
tegischer Information hinsichtlich zentraler Markt- und Nachfrageentwicklungen, aus Engpäs­
sen im Dialog und in der Kooperation zwischen den verschiedenen Akteuren (Netzwerkversa­
gen) oder aus externen Einflüssen auf die Systeme ergeben (vgl. Roelandt/den Hertag 1998). 
Eine Möglichkeit, wie die Politik auf Systemdefizite reagieren kann, ist die Förderung von 
Interaktion und Wissensaustausch zwischen den unterschiedlichen Akteuren im Innovations­
system oder seinen Subsystemen (z.B. bestimmten Netzwerken). System- und netzwerkorien­
tierte Politik erfordert vor diesem Hintergrund eine Schwerpunktverlagerung von der direkten 
Intervention zur indirekten Beeinflussung der Systemparameter. Staatliche Akteure müssen 
als Katalysator und Unterstützer von Prozessen wirken, die dazu beitragen, Systeme bzw. 
Netzwerke so weiterentwickeln, daß sie den jeweiligen Anforderungen gewachsen sind. 
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3.1.4. Cluster als "kleine Innovationssysteme" 

Gleichzeitig mit der intensiven Erforschung von Innovationssystemen stieg auch das Interesse 
an der Analyse der Elemente, aus denen diese Innovationssysteme bestehen. Es wurde zuneh­
mend deutlich, daß unterhalb der Ebene der nationalen Innovationssysteme weitere Systeme 
mit vergleichbaren Merkmalen existieren -in erster Linie regionale und branchen- bzw. tech­
nologiespezifische Subsysteme. Zudem weisen im Zeitalter der Globalisierung viele der soge­
nannten "nationalen" und "regionalen" Innovationssysteme internationale Verbindungen auf. 
Die Analyse also jeweils nur auf regionale, nationale oder supranationale (EU) Innovationssy­
steme zu beschränken, hieße demnach, wichtige Teile des Gesamtzusammenhangs bezüglich 
des interessierenden Innovationsgeschehens zu vernachlässigen. Hier hilft das Cluster­
Konzept weiter. Denn die Cluster sind einerseits häufig regional verortet Unabhängig vom 
Grad ihrer regionalen Charakteristik sind sie gleichzeitig von den Bedingungen des nationalen 
Innovationssystems beeinflußt; und zusätzlich werden bei der Cluster-Perspektive die interna­
tionalen Interdependenzen und Interaktionen nicht ausgeblendet. Cluster können vor dem 
Hintergrund des gegebenen nationalen Systems deshalb als "kleine Innovationssysteme" be­
zeichnet werden. Sie sind als Netzwerke von Unternehmen und Organisationen, die miteinan­
der durch eine Vielzahl von Wertschöpfungsketten verbunden sind bzw. Netzwerke von Pro­
duktions- und Innovationsaktivitäten von interdependenten Akteuren definiert (vgl. Roe­
landt/den Hertog 1998, Porter 1998). Cluster schließen Allianzen von Universitäten, For­
schungsinstituten, Anbietern wissensintensiver Dienstleistungen und Transferinstitutionen 
(Bridging Institutions) sowie Kunden ein. 18 

Definitionsgemäß unterscheiden sich Cluster von anderen Formen der Unternehmenskoopera­
tion durch die Interdependenz der involvierten Akteure in einer Wertschöpfungskette. Koope­
ration im Cluster geht also über horizontale Kooperationen hinaus, bei denen beispielsweise 
Unternehmen, die auf demselben Markt konkurrieren, ihre vorgelagerten F&E-Aktivitäten 
bündeln. Cluster bestehen aus verschiedenartigen, komplementären Unternehmen, die durch 
unterschiedliche Beiträge oder Funktionen in einer Wertschöpfungs- bzw. Innovationsaktivität 
zusammenfinden. Auf der Ebene der Cluster werden auch die Beschränkungen der Analyse, 
die sich aus der traditionellen sektoralen bzw. Branchensicht ergeben, überwunden. Indem die 
Branchengrenzen ignoriert werden, die ja häufig vor allem von der Ausgestaltung der natio­
nalen und internationalen Statistiken vorgegeben sind, erhält man ein ganz neues Bild der 
jeweiligen regionalen oder nationalen Ökonomie (vgl. Bergman/Feser 1999). Während der 
klassische Branchenansatz vor allem die Beziehungen zwischen direkten Konkurrenten auf 
demselben Markt betrachtet, geraten nun vertikale Beziehungen zwischen verschiedenartigen 
Unternehmen (und anderen Akteuren) sowie deren symbiotische Interaktionen und entspre­
chende Synergien ins Blickfeld - Aspekte, die für das Innovationsgeschehen von zentraler 
Bedeutung sind (siehe Tabelle 1). 

Analysen auf Cluster-Ebene ermöglichen die detailliertere Untersuchung von Innovationsdy­
namiken und der Rollen, die verschiedenen Akteuren im Innovationsprozeß zukommen. Au­
ßerdem wird es auf dieser Ebene möglich, die Quellen von Innovationen in einzelnen Clustern 
zu identifizieren. Die Beschreibung der Cluster bzw. Netzwerke erfolgt in der Regel auf der 

18 Cluster können als regionale Systeme (regionale Netzwerke) einen starken räumlichen Fokus aufweisen, 
da Institutionen großenteils an spezifische regionale Gegebenheiten (v.a. spezifisches soziales Kapital, innovative 
Milieus) gebunden sind. 
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Grundlage einer Beobachtung von Handelsbeziehungen, Innovationsbeziehungen, Wissens­
strömen, gemeinsamen Wissensbasen oder gemeinsamer Faktorgrundlagen. Aber so wie die 
Interdependenz von Unternehmen im Cluster aus unterschiedlichen Blickwinkeln betrachtet 
werden kann, gibt es auch eine Reihe verschiedener Ebenen der Cluster-Analyse (siehe Ta­
belle 2). 

Tabelle 1: Traditioneller Branchenansatz versus Clusteransatz 

Branchenansatz 
Gruppen mit ähnlichen Netzwerkpositionen 

Fokus auf Industrien, die Endprodukte er­
stellen 
Fokus auf direkte und indirekte Wettbewer­
ber 

Äußerst begrenzte Zusammenarbeit mit 
Konkurrenten 
Dialog mit Staat konzentriert sich oft auf 
Streben nach Subventionen, Protektion und 
Wettbewerbsbeschränkungen 
Suche nach Unterschieden in existierenden 
Entwicklungskorridoren (Trajectories) 

Quelle: Roelandt/den Hertag 1998, S. 4. 

Clusteransatz 
Strategische Gruppen mit größtenteils komplementären und un­
terschiedlichen Netzwerkpositionen 
Einbeziehung von Kunden, Zulieferern, Dienstleistungsanbietern 
und spezialisierten Institutionen 
Verbindet eine Reihe zusammenhängender Industrien, die ge­
meinsame Technologien, Fähigkeiten, Informationen, Inputs, 
Kunden und Kanäle teilen 
Die meisten Teilnehmer sind nicht direkte Konkurrenten sondern 
sehen sich denselben Bedürfnissen und Zwängen gegenüber 
Vielzahl von Möglichkeiten für Verbesserungen in den gemein­
samen Interessengebieten, die zu einem größeren Wettbewerb 
und einem Zuwachs an Produktivität führen werden 
Suche nach Synergien und neuen Kombinationen 

Tabelle 2: Clusteranalyse auf verschiedenen Ebenen 

Analyseebene 
Nationale Ebene (Makro) 

Branchen- oder Industrieebene 
(Meso) 

Unternehmensebene (Mikro) 

Clusterkonzept Schwerpunkt der Analyse 
Verbindungen von Industriegruppen Spezialisierungsmuster einer Volks-
in der Ökonomie als Ganzes /regionalen Wirtschaft 

Innovationsbedarf und Bedarf nach 
Produkt-bzw. Prozessverbesserung 
in 'Mega-Clustern' 

Inter- und intraindustrielle Verbin­
dungen in den verschiedenen Stadi­
en der Produktionskette bei der 
Erstellung ähnlicher Endprodukte 
Spezialisierte Anbieter um ein oder 
mehrere Kernunternehmen herum 
(Inter-Firmen-Verbindungen) 

SWOT- und Benchmarkanalyse von 
Industrien 
Untersuchung des Innovationsbe­
darfs 
Strategische Unternehmensent­
wicklung 
Wertschöpfungskettenanalyse und 
Kettenmanagement 
Entwicklung von gemeinschaftli­
chen Innovationsprojekten 

Quelle: Roelandt/den Hertag 1998, S. 6. 

Untersuchungen auf der Ebene eines Unternehmens (Mikroebene) dienen z.B . der Analyse der 
Wettbewerbsfähigkeit eines Netzwerks von Akteuren um ein Kernunternehmen. Dabei kön­
nen insbesondere die Außenbeziehungen eines Unternehmens mit Blick auf das Fehlen strate­
gischer Partner im Innovationsprozeß betrachtet werden. Daneben sind Untersuchungen auf 
der Mesoebene zu nennen, die sich auf das Zusammenwirken von benachbarten Branchen 
bzw. Aktivitäten in einer gemeinsamen Wertschöpfungskette konzentrieren. Das wohl be-
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kannteste Beispiel solcher Untersuchungen sind die von Porter bzw. von anderen auf der 
Grundlage seiner Arbeiten durchgeführten Studien. Schließlich werden Cluster-Analysen auf 
der Ebene von Regionen oder ganzen Volkswirtschaften durchgeführt, die eine Art Landkarte 
der vorhandenen Cluster und der potentiell oder aktuell zwischen ihnen bestehenden Verbin­
dungen hervorbringen (vgl. Bergman!Feser 1999). Es können dabei auch Ansätze zur Entste­
hung ganz neuer Cluster identifiziert werden. 19 Die in verschiedenen Ländern bislang durch­
geführten Cluster-Analysen haben in erster Linie Informationen bereitgestellt über die in den 
Clustern aktiven Akteure, über die Beziehungen zwischen Unternehmen und anderen Akteu­
ren hinsichtlich der jeweiligen Wertschöpfungsketten sowie über die innovationsrelevanten 
Interaktionsbeziehungen und die institutionellen Arrangements der Cluster als "kleine Inno­
vationssysteme" sowie die entsprechenden Systemdefizite. 

3.1.5. Zur praktischen Relevanz des Cluster-Konzepts für die Wirtschafts- und 
Technologiepolitik 

Cluster-Studien bilden häufig die Grundlage für die Politikgestaltung auf nationaler, regiona­
ler oder lokaler Ebene (vgl. Roelandt/den Hertog 1998, Bergman/Feser 1999). Allerdings un­
terscheiden sich die Akteure der Cluster und ihre Interaktionsformen von Land zu Land und 
auch zwischen verschiedenen Branchen deutlich voneinander. Daraus folgt, daß auch Politi­
ken zur Überwindung von Systemdefiziten bzw. zur Weiterentwicklung der gegebenen Inno­
vationssysteme auf die spezifischen Bedingungen zugeschnitten sein müssen. 

Die Hauptaufgaben der cluster-orientierten Politik bestehen in der Unterstützung des Cluster­
Bildungs-Prozesses mit Blick auf zukunftsträchtige Produkte und Technologien und in der 
Schaffung der institutionellen Rahmenbedingungen, die Anreize für die markt-induzierte 
Weiterentwicklung existierender Cluster bereitstellen (vgl. Morgan 1997). Aus systemischer 
Perspektive ist das grundsätzliche Ziel von cluster-basierten Politiken die Überwindung bzw. 
Beseitigung von Störungen innerhalb des Innovationssystems - der sogenannten "Systemic 
Imperfections" - und die Verbesserung der Funktionsfähigkeit des Systems durch dessen 
Weiterentwicklung bzw. Anpassung an veränderte Umweltbedingungen. Dies kann durch die 
Förderung von Interaktion und Wissensaustausch zwischen den unterschiedlichen Akteuren 
im Innovationssystem oder seinen Subsystemen (z.B. bestimmten Netzwerken) geschehen. Es 
sollte jedoch nicht vergessen werden, daß die Entstehung von Clustern in der Regel ein vom 
Markt angestoßener Prozeß ist - Unternehmen, die aufgrund der Marktdynamik zur Innovation 
gezwungen sind, müssen sich zur Generierung und zum Transfer von Wissen mit den anderen 
relevanten Akteuren in Netzwerken bzw. Clustern zusammentun. 

Welche Rolle soll nun vor diesem Hintergrund die Politik spielen? Auf Marktversagen in den 
für die jeweiligen Cluster relevanten Segmenten und systemische Defizite der Cluster als 
"kleine Innovationssysteme" kann die Politik u.a. durch folgende Aktivitäten reagieren: 
(i) Schaffung eines stabilen und vorhersehbaren allgemeinen wirtschaftlichen Umfeldes; 

19 Als Techniken für Cluster-Analysen sind zu nennen: (i) Input-Output-Analysen, die sich auf Handels­
ströme zwischen Gruppen von Unternehmen in der Wertschöpfungskette konzentrieren; (ii) Graphische Analy­
sen, d.h. die visuelle Darstellung von in unterschiedlichem Maße interagierenden Akteuren (z.B. Gruppen von 
Unternehmen); (iii) Korrespondenz-Analysen, deren Ziel die Identifizierung von Akteursgruppen (Unternehmen) 
mit ähnlichen Innovations-Stilen ist; (iv) Qualitative Fallstudien, v.a. Porters länderbezogene Cluster-Studien. 
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(ii) Schaffung der notwendigen Rahmenbedingungen für das effiziente und dynamische 
Funktionieren freier Märkte (Infrastruktur, Wettbewerbspolitik und Reform der Regulierung); 
(iii) Schaffung von Rahmenbedingungen, die Innovation stimulieren, indem anspruchsvolle 
ökonomische Visionen für die Region oder die Volkswirtschaft entworfen werden; 
(iv) Sensibilisierung der Akteure aus Wirtschaft und Forschung für die Bedeutung und den 
Nutzen von Wissensaustausch und Netzwerkbildung; 
(v) Bereitstellung von Unterstützung und Anreizen für die Kooperation, z.B. durch Program­
me und Projekte für gemeinsame F&E-Aktivitäten oder Aktivitäten zur verstärkten Koopera­
tion von öffentlichen Einrichtungen (v.a. Schulen, Universitäten, öffentliche Forschungsein­
richtungen) mit der Industrie; 
(vi) Initiierung von Aktivitäten zum Netzwerkmanagement/Netzwerk-Coaching und zum Zu­
sammenbringen von potentiellen Netzwerk-Teilnehmern zu einem Cluster; 
(vii) Überwindung von Informationsbarrieren durch die Bereitstellung strategischer Informati­
on (z.B. durch prognostische Studien zur Technologieentwicklung, Strategische Cluster­
Studien); 
(viii) Beseitigung von institutionellen Friktionen (Mismatches) und organisatorischen Fehlern 
im Innovationssystem (z.B. mangelnde Paßfähigkeit von öffentlicher, innovationsrelevanter 
Infrastruktur und den Bedürfnissen der Unternehmen); 
(ix) Beseitigung von Schwächen des staatlichen Handeins bzw. der gegebenen Regulierungen, 
die den Prozeß der Cluster-Bildung verhindern oder erschweren; 
(x) Agieren des Staates als anspruchsvoller, Standards setzender Kunde. In den Ländern, die 
eine cluster-basierte Politik entwickeln, fördert der Staat vor allem Strukturen, die Cluster/ 
Netzwerke unterstützen (z.B. Netzwerkmanager, Cluster-Agenturen, Diskussionsforen und 
Gremien zum Wissensaustausch).20 Bei der Umsetzung von cluster-orientierten Politiken ist 
prinzipiell zwischen "Bottom-up-" und "Top-down"-Ansätzen zu unterscheiden.21 

3.2. Technologielücke, Wettbewerbsschwäche und ungeeignete Politiken in den 
südlichen Mittelmeerpartnerländern 

3.2.1. Wissenschafts-, Technologie- und Innovationsbedingungen in den südlichen 
Mittelmeerpartnerländern 

Ökonomen wie auch Politikwissenschaftler, Bildungsfachleute, Philosophen, Theologen oder 
Politiker - um nur einige zu nennen - auf beiden Seiten des Mittelmeeres haben seit Jahr­
zehnten über die Fragen von Technologietransfer aus Europa und Nordamerika nach Nord-

20 In einigen Ländern ist die Entstehung cluster-orientierter Politiken sogar das Ergebnis der Reorganisati­
on von Staat und Verwaltung und der damit verbundenen Umgestaltung von Anreizstrukturen (v.a. Dänemark, 
Finnland, Niederlande, Großbritannien, z.T. USA). 
21 Beim ,,Bottom-up"-Ansatz ist der Ausgangspunkt eine vom Markt induzierte Aktivität der Akteure, 
während der Staat lediglich als Unterstützer und Moderator tätig wird -jedoch nicht aktiv nationale Prioritäten in 
Bezug auf technologische oder andere Ziele setzt. Beispiele finden sich in den Niederlanden und den USA. Da­
gegen formuliert beim "Top-Down"-Ansatz der Staat in Absprache mit der Wirtschaft und relevanten For­
schungseinrichtungen bestimmte nationale Prioritäten, d.h. es werden technologische oder gesellschaftliche Vi­
sionen formuliert. Gleichzeitig entscheidet der Staat, welche Akteure in den nachfolgenden Politik-Dialog einge­
bunden werden sollen. Erst wenn diese Phasen eingeleitet sind, beginnt der ursprünglich staatlich initiierte Clu­
ster-Bildungs-Prozeß sich in einen von den Marktkräften gesteuerten Prozeß umzuwandeln, bei dem dann dem 
Staat nur noch eine untergeordnete Rolle zukommt. Diese Vorgehensweise ist typisch für die skandinavischen 
Länder, Beispiele finden sich auch in der Bundesrepublik. 
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afrikaund in den Nahen Osten und über dessen Alternative, die interne Entwicklung der na­
tionalen Wissenschafts- und Technologiegrundlagen, debattiert (vgl. z.B. ECWA 1978, 1994, 
1996, 1997a, 1997b, Williamson 1987, Weiss 1982, 1985a, 1985b, 1986, 1993, Müller 1988, 
1991, Findley 1989, Zahlan 1997a, 1997b).22 Neuere Untersuchungen zu den Entwicklungs­
aussichten eines möglichen Euro-Mediterranen Wirtschaftsraums wie auch Analysen zur öko­
nomischen Leistungsfähigkeit bestimmter südmediterraner Partnerländer setzen den Mangel 
an internationaler Wettbewerbsfähigkeit im südlichen Mittelmeerraum zu den unterentwik­
kelten systemischen Grundlagen in Beziehung, wobei einige Studien explizit die unterentwik­
kelten Wissenschaft-, Technologie- und Innovationssysteme thematisieren. Der Euro­
Mediterrane Raum wird im Jahre 2010 an einen Wendepunkt gelangen, wenn die ökonomi­
sche und finanzielle Partnerschaft mit der Etablierung der Euro-Mediterranen Freihandelszone 
in eine neue Phase eintritt. Aufgrund der in Kapitel 2 beschriebenen negativen Ausgangsbe­
dingungen in den südlichen Mittelmeerländern (mangelnde Wettbewerbsfähigkeit der Unter­
nehmen und der Volkswirtschaften insgesamt) besteht eine der wichtigsten Herausforderun­
gen, denen sich die politischen Entscheidungsträger dort gegenübersehen, darin, tragfähige 
Antworten auf die Gefahr des mit der Freihandelszone verbundenen "externen Schocks" zu 
finden. Eine Fortsetzung der gegenwärtigen Industriepolitiken, die die Rolle der gegebenen 
Exportstrukturen und damit der bereits existierenden Industrien überbetonen, wird jedoch kei­
nesfalls die gewünschte Steigerung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit herbeiführen, 
selbst wenn sich die Handelsströme verbreitern. Eine Reihe von Erkenntnissen unterstützt 
diese Behauptung. 

Jüngere Erfahrungen aus anderen Wirtschaftsräumen zeigen, daß bei der Einführung von 
Handelsliberalisierungen in der Regel keinesfalls alle Partner von den positiven Wirkungen 
dieser Maßnahmen profitieren. Ein erstes Argument bezieht sich auf das Phänomen der Ska­
lenerträge ("Economies of Scale") für die Unternehmen?3 Bonazzi und G6mez y Paloma 
(1997) ziehen mit Blick auf die Gefahren für die anvisierte Euro-Mediterrane Freihandelszone 
das Beispiel der NAFTA heran, nach deren Etablierung sich die amerikanisch-mexikanischen 
Handelsströme deutlich veränderten, um zu illustrieren, daß Handelsliberalisierungen sogar zu 
billigen Nahrungsmittelimporten aus den höherentwickelten Volkswirtschaften führen kön­
nen.24 FEMISE (1999, S. 7) schließt aus den Analysen der relevanten euro-mediterranen Han-

22 In ihrer "modernen" Form hat diese Debatte bereits eine Geschichte von mehr als eineinhalb Jahrhun­
derten. Schon Ägyptens Modernisierungsversuche unter Muhammad Ali erforderten eine Festregung auf das 
richtige Gleichgewicht zwischen Technologieimporten und der internen Entwicklung von Technologie. Später 
widmeten Reformer wie Abduh und Afghani ihre Aufmerksamkeit der Rolle ausländischer Technologien und 
ihren Implikationen für die technologie-importierende Kultur. Ein zentrales Thema dieses Diskurses war immer 
die Frage, wie die eigene nationale/religöse Identität bewahrt werden könne, während ausländische Technologie 
angeschafft und genutzt werde (vgl. z.B. Berque 1981, Cole 1992, Gottstein 1986, Kedia!Bhagat 1988, Hootboy 
1991, Salam 1991, Tibi 1992, Nasr 1993, Hegasy 1998). 
23 Unternehmen können von Freihandelsabkommen profitieren, wenn sie entweder über bereits aufgebaute 
Lagerbestände verfügen, unterausgelastete Produktionskapazitäten aktivieren können oder andere Kapazitäten für 
zusätzliche Wertschöpfung besitzen (einschließlich Marketing und Absatznetzwerke) bzw. ohne erhebliche zu­
sätzliche Investitionen erschließen können. Beispielsweise haben Smith/Venable (1988) die Gewinne von Unter­
nehmen analysiert, die sich aus der Harmonisierung des EU-internen Marktes ergeben haben; Harris (1984) hat 
ähnliche Analysen hinsichtlich des kanadisch/US-amerikanischen Freihandelsabkommens durchgeführt. 
Handelsliberalisierungen scheinen aus der makroökonomischen Perspektive zudem generell diejenigen Volks­
wirtschaften zu begünstigen, die den Vorteil ihrer gegebenen "Scales of Economy" auszunutzen können (vgl. 
Krugman 1986). 
24 Diese Nahrungsmittelimporte bedrohen dann die ökonomische Zukunft von Millionen von kleinen Far­
mern, die weder in der Lage sind, mit den ausländischen Produzenten zu konkurrieren, noch über die Kaufkraft 
verfügen, die importierten Lebensmittel zu erwerben. Im mexikanischen Fall profitierten lediglich die obersten 
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delsströme der vergangenen Jahre, daß "if the zone effect truly exists, it has clearly benefited 
the EU exporters". Zu den zukünftigen Entwicklungstrends formulieren die Autoren, daß "all 
in all the zone effect benefits the EU countries most". 

Ein zweiter Aspekt sind die zunehmenden Gewinne aus Innovationen: Technologische Vor­
teile können Unternehmen eine monopolistische Position verschaffen?5 Die kumulativen Ge­
winne aus Innovationen ermöglichen Unternehmen, Branchen oder sogar ganzen Volkswirt­
schaften anhaltende technologische Vorsprünge. Diese Vorsprünge können als "technologi­
sche Barrieren" für den Markteintritt verstanden werden (vgl. Dosi/Pavitt/Soete 1982, Krug­
man 1986, Trabold 1995). Alle Vorteile, die sich theoretisch für ein Entwicklungsland aus 
Handelsliberalisierungen ergeben, können also von Produktivitäts- und Technologielücken 
kompensiert oder gar überkompensiert werden. Die Organisationen sowohl des privaten als 
auch des öffentlichen Sektors in den SMPL müssen deshalb neue Kapazitäten in der For­
schung, der Produktion, dem Marketing, der Ausbildung und der Politikgestaltung aufbauen, 
wenn die technologische Lücke geschlossen, die Produktivität erhöht und die Vorteile einer 
liberalisierten Handelsumgebung ausgenutzt werden sollen?6 

Dennoch zeigen der Zustand der Wissenschafts-, Technologie- und Innovationssysteme und 
entsprechender Politiken in den meisten SMPL, daß die institutionellen Voraussetzungen zur 
Schließung der vorhanden Technologie- und Produktivitätslücke bei weitem noch nicht gege­
ben sind. Innovationssysteme sind soziale Systeme, weil sie von sozialen Akteuren und ihren 
Wechselbeziehungen gebildet werden (vgl. Johnson 1997). In Abhängigkeit von den Merk­
malen der beteiligten Akteure etablieren sie Angewohnheiten, Verfahrensweisen und Regeln 
(Institutionen i.e.S.). Aus der Natur der sozialen Systeme ergibt sich, daß sie dynamisch und 
für externe Austauschbeziehungen offen sind (vgl. Lundvall 1992). Das bedeutet, daß sie in 
Abhängigkeit von dem Kontext in dem sie agieren, wachsen und sich (in irreversibler Weise) 
verändern.27 Innovationssysteme sind pfadabhängig, das heißt ihre aktuelle Gestalt ist immer 
auch das Ergebnis ihrer Geschichte. Der Zustand der Innovationssysteme in der Mehrzahl der 
SMPL spiegelt die Defizite der Wissenschafts-, Technologie- und Wirtschaftspolitik seit de­
ren Unabhängigkeit wider: 
(i) Einerseits sind die einzelnen Elemente nationaler Innovationssysteme häufig unterentwik­
kelt. Die Unternehmen sind in der Regel infolge deformierter Anreizstrukturen (Protektionis­
mus, aufgeblähter und ineffizienter Staatssektor, Klientel- und Patronageverhältnisse) bei 
weitem keine "Best Practice Performers", die sich an den Anforderungen des internationalen 
Wettbewerbs ausrichten würden und diesen gewachsen wären. Die öffentlichen Bildungs- und 
Forschungseinrichtungen sind großenteils noch immer in einem katastrophalen Zustand. Es 

zehn Prozent der Bevölkerung von dieser Art der landwirtschaftlichen Handelsliberalisierung, während 80 Pro­
zent der ländlichen Produzenten negativ betroffen waren. 
25 Dabei handelt es sich vor allem um diejenigen Innovationen, die unternehmensspezifisch sind und durch 
den Ausschluß anderer mit Hilfe von geistigen Eigentumsrechten oder technologischem Lernen (fortlaufender 
Akkumulation technologischen Wissens) auch dauerhaft bzw. über einen längeren Zeitraum vor Nachahmung 
geschützt werden können. 
26 "In this light the roJe of technology and its prospects for reducing economic disparities could play a 
central roJe in forthcoming policies in the Euro-Mediterranean context" (Bonazzi/G6mez y Paloma 1997, S. 36). 
Wissen und die Fähigkeit, neue Technologien zu schaffen und zu verbreiten, sind vor allem auf der institutionel­
len Ebene verankert (vgl. Freeman 1987, Lundvall 1992, Nelson 1993, Eßer et. al. 1994, Messner 1995, 
Lundvall/B6rras 1997). 
27 Dennoch müssen die Innovationssysteme über ein bestimmtes Maß von interner Kohärenz verfügen, das 
größer sein muß als der Grad der Kohärenz, der gegenüber der Außenwelt besteht, um den Zusammenhalt des 
jeweiligen Systems aufrechtzuerhalten. 
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fehlen neben der notwendigen finanziellen und technischen Ausstattung vor allem die Anrei­
ze, die zu einer hohen Qualität der Lehre und wissenschaftlichen Spitzenleistungen führen 
könnten. Dabei spielen adverse soziokulturelle Grundprogrammierungen (Normen- und Wer­
tesysteme) ebenso eine Rolle wie die autoritären politischen Herrschaftsmuster, die die Frei­
heit von Lehre und Forschung nicht zulassen. Andere Organisationen, die als Akteure von 
Innovationssystemen in fortgeschrittenen Volkswirtschaften wichtige Funktionen ausüben 
(z.B. industrielle F&E-Verbünde, Transferstellen, Verbände usw.), sind oft kaum vorhanden 
oder werden innerhalb der klientelistischen Regulierungsmuster für Partikularinteressen in­
strumentalisiert (vgl. z.B. Wurzel 2000, S. 170 ff.). 
(ii) Andererseits sind die einzelnen Elemente von potentiellen Innovationssystemen in den 
Ländern kaum durch die Wechselbeziehungen und Interaktionszusammenhänge verbunden, 
die letztlich zur Etablierung von funktionsfähigen Innovationssystemen führen würden. Die 
entsprechende Vernetzung von Bildung, Wissenschaft und Forschung, Transferstellen und 
Wirtschaftseinheiten ist rudimentär. In den meisten Ländern des südlichen Mittelmeerraumes 
(Ausnahme v.a. Israel, z.T. Türkei) ist noch nicht einmal ein Bewußtsein für die Notwendig­
keit dieser Form systemischer Interaktion gewachsen. 
(iii) Vor dem Hintergrund der obigen Ausführungen zu den möglichen Synergieeffekten, die 
aus den Interaktionsbeziehungen in regionalen und sektoralen Clustern als "kleinen Innovati­
onssystemen" resultieren können, fällt auf, wie wenig die Chancen der internationalen Wis­
senschafts- und Technologiekooperation im Süden genutzt werden. 

Inzwischen hat eine Reihe von SMPL nationale Wissenschafts- und Technologieprioritäten 
definiert. Diese sollen zur Verbesserung des Geschäftsumfeldes für diejenigen Unternehmen 
dienen, die sich darum bemühen, ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen. Im 
südöstlichen Mittelmeerraum beansprucht Ägypten, dessen F&E-Ausgaben lediglich 0,5 Pro­
zent des BSP ausmachen, eine technologische Führungsposition. Als Prioritäten der nationa­
len Wissenschafts- und Technologiepolitik werden dort Biotechnologie, Informatik, Mikro­
elektronik, Materialentwicklung und fortgeschrittene Produktionstechniken genannt. Mit der 
Weltbank wurde ein "Proposal for Science and Technology Framewerk Strategy" erarbeitet. 
In Jordanien bilden periodisch durchgeführte "Studies of National Scientific and Technologi­
cal Requirements and Potential" die Grundlage für die vom Higher Council for Science and 
Technology (HCST) entwickelten Politiken und Strategien zu Wissenschaft und Technologie. 
Ähnliche Funktionen nimmt in der Türkei der Supreme Council for Science and Technology 
(SCST) wahr; in allen Ländern des südlichen Mittelmeerraumes sind spätestens zu Beginn der 
neunziger Jahre vergleichbare Organisationen ins Leben gerufen worden (vgl. u.a. Hardy 
1997). Die Tätigkeit dieser Organisationen führt jedoch selten zu konsistenten, auf die Ent­
wicklung des gesamten nationalen Wissenschafts- und Technologiesystems gerichteten Stra­
tegien. Vielmehr werden häufig ressourcenverschlingende Prestigeprojekte errichtet (z.B. spe­
zialisierte Forschungszentren), die in ihrer Wirksamkeit (Zielerreichung) vergleichbaren Pro­
jekten in der Phase der "nationalen Industrialisierung" derfünfzigerbis siebziger Jahre ähneln 
dürften. Ebenso häufig ersetzen "programmatische" Reden und Medienkampagnen substanti­
elle Initiativen der politisch Verantwortlichen. So hat der ägyptische Präsident Mubarakjüngst 
mit großem Medienaufwand eine Kampagne initiiert, die Ägypten in absehbarer Zukunft in 
die Riege der "High-Tech-Gesellschaften" katapultieren soll, bislang aber außer rhetorischen 
Stilblüten kaum nennenswerte Ergebnisse hervorgebracht hat. 

Generell muß mit Blick auf die Aktivitäten der südlichen Mittelmeerpartnerländer im natio­
nalen Rahmen konstatiert werden, daß diese aufgrund unzureichenden Know-hows, zu gerin-
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ger finanzieller und Managementkapazitäten, zu starker Restriktionen durch die gegebenen 
politischen Herrschaftsmechanismen, mangelnder Bereitschaft zum effektiven Policy Lear­
ning und insbesondere durch die Vernachlässigung der strukturellen Dimension des Problems 
der technologischen Rückständigkeit sowie der Knappheit der verbleibenden Zeit kaum zu 
den nötigen Ergebnissen führen können (wenn auch die Defizite und Restriktionen in den ein­
zelnen Ländern unterschiedlich schwer wiegen). Auch die im Rahmen der AFf A stattfinden­
den technologiepolitischen Aktivitäten der arabischen Mittelmeerpartnerländer, die die natio­
nalen Maßnahmen ergänzen sollen, verharren bislang überwiegend in der Sphäre der politi­
schen Absichtserklärungen. 

Die massive Kritik seitens ausgewiesener Spezialisten an den Aktivitäten der EU zur Stärkung 
der euro-mediterranen Wissenschafts- und Technologiekooperation und zur Förderung ent­
sprechender Süd-Süd-Aktivitäten ist symptomatisch. Die Arbeit der Regional Economic De­
velopment Warking Group (REDWG, Sitz in Amman), die unter Schirmherrschaft der EU im 
Rahmen des Oslo-Prozesses mit dem Ziel etabliert wurde, die nahöstliche Kooperation zu 
fördern, liegt infolge der konfrontativen Politik Israels ebenfalls weitgehend auf Eis. Eine 
überzeugende politische Strategie der EU zur Überwindung des Rückstandes der südlichen 
Mittelmeerpartnerländer auf dem Gebiet von Wissenschaft, Technologie und Innovation fehlt 
noch immer (vgl. Aldana Mayor 1998, Khader 1998), auch wenn auf dem Papier der politi­
sche Wille artikuliert wird, ein "Euro-Mediterranean Scientific and Technological Area" zu 
etablieren (Bontoux, Hardy, Rojo de la Viesca 1998, S. 18). Es kann also festgestellt werden, 
daß höchster Handlungsbedarf hinsichtlich der Entwicklung der Wissenschafts-, Technologie­
und Innovationssysteme in den SMPL besteht, bislang auf nationaler und internationaler Ebe­
ne aber nur unzureichende Politikkonzepte entwickelt wurden. 

3.2.2. Zunehmende Technologielücke und abnehmende Erfolgsaussichten für die Euro­
Mediterrane Partnerschaft 

Trotz der expliziten Aussagen der Deklaration von Barcelona und des entsprechenden Ar­
beitsprograrnrns bezeichnet eine Reihe von Wissenschaftlern die wissenschafts- und technolo­
gieorientierten Aktivitäten als "Missing Dimension" des Euro-Mediterranen Partnerschafts­
prozesses.28 Bonazzi und G6mez y Paloma (1997) präsentieren Belege dafür, daß die ökono­
mischen Disparitäten im Euro-Mediterranen Wirtschaftsraum und die entsprechenden Unter­
schiede in den techno-ökonomischen Systemen die bestehenden Lücken ausweiten. Der 
techno-ökonomische Entwicklungsabstand zwischen Buropa und den SMPL wächst, insbe­
sondere hinsichtlich fortgeschrittener Technologien (vgl. Zahlan 1990, Aldana Mayor 1998, 
Khader 1998, Bontoux/Hardy/Rojo de la Viesca 1998, Mas 1998). Auch Bontoux, Hardy und 
Rojo de la Viesca (1998) identifizieren die Schwäche der Wissenschafts- und Technologiepo-

28 "One major issue in Euro-Mediterranean relations seems, however, tobe neglected and overlooked: it is 
the sience and technology policy, which is the under-explored dimension of Euro-Mediterranean Partnership. 
Science and technology co-operation is mentioned in the effort but no clear political will is apparent on the part 
of the European Union to assist the Mediterranean Partners in buildung up high-value-added science and tech­
nology-led growths, to upgrade their scientific potential, and to push for better scientific and R&D co-operation" 
(Khader 1998, S. 12 f.). 
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litik als einen der wichtigsten Faktoren, die das Wachstumspotential der südlichen Mittel­
meerpartnerländer beschränken. 29 

Die Euro-Mediterrane Partnerschaft wurde zu einer Zeit initiiert als Wissenschaftler und poli­
tische Entscheidungsträger in Buropa bereits verstanden hatten, daß das letzte Jahrzehnt des 
20. Jahrhunderts durch die Herausbildung einer "Global Learning Economy" (Lundvall/Bomis 
1997) charakterisiert sein wird.30 In den meisten südlichen und südöstlichen Mittelmeerlän­
dern steht jedoch die Wissenschafts- und Technologieumgebung nicht im Zentrum der natio­
nalen Politiken.31 In diesen Ländern wird die Aufmerksamkeit der Entscheidungsträger von 
anderen Politikfeldern beansprucht; Ressourcen und administrative Managementkapazitäten 
konzentrieren sich vielmehr auf Fragen regionaler Friedensinitiativen und politischer Stabilität 
(vgl. u.a. Perthes 1999) sowie auf die Lösung der unmittelbaren Probleme, die aus der öko­
nomischen Liberalisierung und der wirtschaftlichen Restrukturierung resultieren (vgl. Ayubi 
1997, Al-Mahdi 1997, El-Laithy 1997, Bayat 1997). Die ökonomischen Akteure sind jedoch 
bereits dem z.T. massiven Druck wettbewerbsstärkerer Anbieter aus den Volkswirtschaften 
Europas, Nordamerikas und Südostasiens ausgesetzt, vor allem als Folge der gegenwärtigen 
ökonomischen Reform- und Liberalisierungsprozesse (vgl. Subramanian/Abd EI Latif 1996, 
Kheir EI Din/Al Sayed 1996, Mohieldin 1996, Diwan 1996, Galal/Hoekman 1996, Handoussa 
1997, FEMISE 1999). 

Alle Aspekte zusammengenommen (ungenügende Wahrnehmung der Bedeutung der Wissen­
schafts-, Technologie- und Innovationspolitik für die geplante Euro-Mediterrane Wirtschafts­
zone, wachsende Technologielücke, fehlende Süd-Süd- und euro-mediterrane politische In­
itiativen) stellen eine massive Bedrohung für den Erfolg der ökonomischen und finanziellen 
Partnerschaft dar. Eine gründlichere Beschäftigung von Wissenschaftlern und politischen Ent­
scheidungsträgem mit der Interdependenz von Wissenschaft, Technologie und Innovation ist 
unabdingbar, wenn die Vorbereitung auf die Euro-Mediterrane Freihandelszone durch effekti­
ve Politiken zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Volkswirtschaften in den SMPL un­
terstützt werden soll. Alle Akteure in den Wissenschafts-, Technologie- und Innovationssy­
stemen müssen die Komplexität der Interaktion zwischen privatem Sektor und öffentlichen 
Institutionen, die Richtungen und Reaktionen, denen diese Institutionen in einer Wettbe­
werbsumgebung folgen und die Anforderungen an die Fähigkeiten des Humanpotentials ver­
stehen (vgl. Lundvall 1992, Lundvall/Borras 1997). Nur wenn diese Faktoren analysiert und in 

29 Ihrer Ansicht nach üben die unterentwickelten Wissenschafts- und Technologiesysteme in den südlichen 
Mittelmeerländern einen bedeutenden negativen Einfluß auf die Entwicklung und Qualität des Humankapitals 
(einer der wichtigsten Faktoren, die das ökonomische Wachstum beeinflussen), auf die Entwicklung der entspre­
chenden institutionellen Rahmenbedingungen (eine Voraussetzung für die Adaption und Integration importierter 
Technologien in die Volkswirtschaft eines Entwicklungslandes) und auf den technologischen und wirtschaftli­
chen Fortschritt aus, der zu erhöhter internationaler Wettbewerbsfähigkeit insgesamt führen kann. 
30 In Westeuropa sind nationale und supranationale politische Programme auf die Stärkung der Lemfahig­
keit/Lernkapazitäten von Individuen, Unternehmen, Regionen und nationalen Volkswirtschaften als auch auf die 
der europäischen Wirtschaft insgesamt ausgerichtet. 
31 "With the exception of Israel, the Mediterranean partner countries, mainly the Arab countries, have been 
very slow to discover that foreign investment is no Ionger attracted by cheap Iabor, that the low Ievel of Iabor 
training does not prepare for international competitiveness, and that the turn-key technology-dependent policies, 
although necessary in an initial stage, are totally inadequate and even detrimental to economic growth in the long 
term. Energetic pro-active science policies are needed. The scarce resources devoted to research and develop­
ment ( + 0,2-0,5% of total GDP) and the rudimentary nature of science and technology systems have slowed down 
the development of science-based industries and hindered innovation in the tradition industries" (Khader 1998, S. 
13). Eine Süd-Süd-Kooperation auf dem Gebiet von Wissenschaft und Technologie existiert bislang kaum. 
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Lösungsansätze einbezogen werden, können Politiken formuliert werden, die nicht nur einzel­
ne Firmen oder Sektoren unterstützen, sondern Wertschöpfungsketten und Innovationsnetz­
werke, Wissenschaft und Technologie sowie Bildung und Ausbildung fördern. Um ein Schei­
tern des Projekts der Euro-Mediterranen Freihandelszone zu verhindern, müßten die entspre­
chenden Zusammenhänge ins Zentrum der Aufmerksamkeit entsprechender Politikdebatten 
nördlich und südlich des Mittelmeeres gestellt werden. 

4. IRSTIS - Die Vision eines integrierten regionalen Wissenschafts-, Technologie­
und Innovationssystems im südlichen Mittelmeerraum 

4.1. Hintergründe und Kernidee eines "großen" regionalen Systems 

Angesichts des umfangreichen wirtschafts- und technologiepolitischen Aufgabenkatalogs zur 
Erhöhung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der SMPL ist die Zeit bis zur geplanten 
Etablierung der Euro-Mediterranen Freihandelszone im Jahr 2010 äußerst knapp. Die Länder 
im Süden stehen vor der Herausforderung, ihre Wissenschafts-, Technologie- und Innovati­
onssysteme schnellstmöglich auf die Anforderungen einzustellen, die aus den Wettbewerbs­
mustern zum Beginn des 21. Jahrhunderts resultieren. Gelingt dies nicht, sind Szenarien einer 
kompletten De-Industrialisierung mit weitaus verbeerenderen Wirkungen als in der ehemali­
gen DDR nach der Währungsunion denkbar. Die verantwortlichen Entscheidungsträger müs­
sen also aktiv handeln, zumal die Möglichkeiten, sich hinter Zollmauem und Einfuhrverboten 
zu verstecken, tendenziell gegen Null gehen. Aber auch Buropa hat massives Interesse an der 
Verhinderung eines drastischen wirtschaftlichen Niedergangs im Nahen Osten. Was kann nun 
in den kommenden zehn Jahren getan werden? 

Der Aufbau von funktionierenden Wissenschafts- und Technologie- bzw. Innovationssyste­
men hat in Buropa ein ganzes Jahrhundert gedauert- und das bei weitaus besseren Ausgangs­
bedingungen. Nationale Innovationssysteme, die gleichermaßen Akteure aus Wissenschaft 
und Bildung sowie aus Wirtschaft und Politik einschließen, existieren dagegen in den meisten 
SMPL nicht. Dem beschleunigten Aufbau der Elemente von Innovationssystemen und deren 
Verknüpfung zu systemischen Gesamtzusammenhängen kommt deshalb dort oberste Priorität 
zu. Ersteres meint ein Institution Building im weitesten Sinne, einschließlich der Etablierung 
von Unternehmen, die den Anforderungen der Weltmarktkonkurrenz gewachsen sind. Letzte­
res - der Aufbau von wirklichen Systemen - erfordert koordiniertes politisches Handeln. Hier 
ist die europäische Außenpolitik gefordert. Allerdings werden bislang vernichtende Urteile 
über die diesbezügliche Politik Brüssels gefällt, und zwar auf beiden Seiten des Mittelmeers 
(vgl. Abschnitt 2.2). Dennoch können und müssen die europäischen Erfahrungen, die sich in 
der wissenschaftlichen und politischen Debatte zu Innovationssystemen und Cluster-Politiken 
widerspiegeln, beim Aufbau der Wissenschafts-, Technologie- und Innovationssysteme in den 
SMPL genutzt werden. Aus der Unterentwicklung der Wissenschafts- und Technologieland­
schaft in den SMPL ergeben sich nämlich auch Chancen. So ist vorstellbar, daß die oftmals 
sehr kleinen Ökonomien des Nahen Ostens von Beginn an auf die regionale Wissenschafts­
und Technologiekooperation setzen. 

Ein Idealszenario würde in der bewußten und koordinierten Etablierung eines länderübergrei­
fenden, integrierten regionalen Wissenschafts-, Technologie- und Innovationssystems beste­
hen (engl.: Integrated Regional Science, Technology and Innovation System - IRSTIS). Die 
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Grundidee ist, daß die beteiligten südlichen Mittelmeerpartnerländer anstelle von nationalen 
Alleingängen zur Etablierung von zukunftsfähigen Wissenschafts- und Technologiesystemen 
von Anfang an den Aufbau eines gemeinsamen regionalen Systems konzipieren und umset­
zen. Dabei würden die (z.T. nur in Ansätzen) vorhandenen komplementären Elemente auf 
nationaler Ebene das Grundgerüst für ein integriertes regionales System bilden, das einem von 
den nationalen Regierungen und der EU gemeinsam erstellten Szenario entsprechend schritt­
weise ausgebaut würde. Die zwei wesentlichen Dimensionen wären also (i) Etablierung bzw. 
Weiterentwicklung bestehender Elemente und (ii) Vernetzung dieser zum regionalen Gesamt­
system. Denkbar wäre im ersten Schritt beispielsweise die Teilnahme von Ägypten, Jordanien, 
Libanon, Syrien und Palästina im ostarabischen Raum, die dann durch die Kooperation mit 
der Türkei und Israel zu erweitern wäre. Gleiches wäre vorstellbar mit Blick auf Marokko, 
Tunesien usw. im Maghreb. Gemeinsame Sprache, Kultur und Geschichte, ähnliche so­
zioökonomische Bedingungen und vergleichbare Probleme in Bezug auf den Eintritt in die 
geplante Euro-Mediterrane Freihandelszone können als unterstützende Faktoren wirken. 

Aktivitäten zur Realisierung der Vision eines IRSTIS müßten prinzipiell folgende Maßnah­
men einschließen: (i) Bestandsaufnahme und Vergleich bzw. Benchmarking zu den bereits 
vorhandenen Elementen von Innovationssystemen; (ii) Schwachstellen- bzw. Lückenanalyse; 
(iii) Identifikation von Ansatzpunkten für eine regionale Verknüpfung komplementärer Ele­
mente; (iv) Moderation von Verhandlungsprozessen der relevanten Akteure über einen Stu­
fenplan zum System Building; (v) Implementierung und begleitende Evaluierung für ein ge­
meinsames Policy Leaming auf nationaler, regionaler und euro-mediterraner Ebene. 

4.2. Restriktionen für das IRSTIS-Projekt als einer "großen" regionalen Lösung 

Dennoch besteht eine Reihe von Restriktionen, die die Chancen der Implementierung einer 
"großen" regionalen Lösung in Form des angedachten IRSTIS relativieren. Neben den finan­
ziellen Problemen, mangelnden Managementkapazitäten und fehlendem Know-how stellen 
die innen- und außenpolitische Handlungsmaximen der Regime in der Region ein zentrales 
Hindernis dar. Noch überwiegen die aus der Zeit der Konfrontation im Nahen Osten gebore­
nen Politikmuster, die auf Abgrenzung/Isolation, auf der Beanspruchung von Wahrheits- und 
Deutungsmonopolen sowie regionaler Vormachtstellungen und auf der Herabsetzung der 
Nachbarregierungen beruhen. Gleichzeitig ist jedoch in vielen wichtigen arabischen Staaten 
der Region auch ein politischer Generationswechsel absehbar bzw. eingetreten (vgl. Biegel 
1999). Es kommt hinzu, daß in vielen SMPL die ökonomischen Reformprozesse noch nicht 
weit genug fortgeschritten sind, daß eine kritische Masse an leistungsfähigen Unternehmen 
entstanden wäre (vgl. Weiss/Wurzel 1998). Erfolgreiche Innovationsprozesse in Unternehmen 
sind zudem immer auch von gesellschaftlichen Innovationen abhängig, die wiederum von der 
Geschwindigkeit der politischen Reformen abhängen (vgl. Wurzel 2000). 

Weitere Restriktionen ergeben sich aus interkulturellen Kommunikations- und Interaktions­
problemen zwischen Regierungen, Organisationen und Individuen aus der EU und den SMPL. 
Berücksichtigt man, daß selbst innerhalb der EU zentrale Hindernisse beispielsweise hinsicht­
lich das Wissenstransfers aus der akademischen Forschung hin zu den politischen Entschei-
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dungsträgem und der Wirtschaft bestehen32
, werden die möglichen Problemdimensionen einer 

Wissenschafts- und Technologiekooperation zwischen der EU und den SMPL vorstellbar. Die 
Kommunikation zwischen Akteuren, die über unterschiedliche Traditionen verfügen oder aus 
unterschiedlichen Organisationen beziehungsweise gesellschaftlichen Subsystemen kommen 
(wie Wissenschaft, Politik und Wirtschaft), kann insbesondere deshalb schwierig sein, weil 
diese nicht die gleichen Arbeitskulturen teilen (i.S. von Organisationskulturen). Die resultie­
renden Kommunikationsprobleme erschweren den angestrebten Wissenstransfer. Umso mehr 
trifft dies für die interkulturelle Kooperation zwischen der EU und den Partnerländern des 
südlichen Mittelmeerraumes zu. Zusätzlich herhindem aus organisationstheoretischer Sicht 
Informationsasymmetrien die genaue Formulierung von Anforderungen und Verträgen zwi­
schen den involvierten Parteien in Wissenschafts-, technologie- und innovationsrelevanten 
Fragen. Dies ist mit Blick auf nicht- oder schwer-kodifizierbares Wissen besonders proble­
matisch (vgl. Dasgupta/David 1994 sowie Farina!Preissl 1999, S. 32 ff.). 

4.3. Cluster-orientierte regionale Integration als Alternative 

Vor dem Hintergrund der Restriktionen für die Implementierung eines IRSTIS als eines um­
fassenden Ansatzes zur Lösung der wissenschafts-, technologie- und innovationsrelevanten 
Probleme in dem SMPL ergibt sich die Frage, welche weniger ambitionierten aber langfristig 
unter systemischen Gesichtspunkten dennoch erfolgversprechenden Lösungsansätze reali­
stisch erscheinen. Verschiedene Paradigmen, beispielsweise der lndustrial-Districts-Ansatz, 
wurden in der wissenschaftlichen Debatte daraufhin untersucht, ob sie passende Antworten 
auf die Herausforderung bereitstellen, effiziente Wissenschafts-, Technologie- und Innovati­
onssysteme in den SMPL zu entwickeln. Einige Autoren empfehlen, Netzwerk-Ansätze um­
zusetzen, um knappe Ressourcen in den Feldern Wissenschaft, Technologie und Innovation zu 
bündeln, und so die internationale Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen in den SMPL zu 
stärken (vgl. z.B. Gomez y Paloma/Ghazi 1998). Vor diesem Hintergrund wird hier auf der 
Theorie der Innovationssysteme aufbauend eine cluster-orientierte, länderübergreifende re­
gionale Integration der Wissenschafts-, Technologie- und Innovationssysteme im südlichen 
Mittelmeerraum vorgeschlagen. 

Ein pragmatischer Ansatz, der auf die länderübergreifende, regionale Cluster-Bildung als Weg 
der Etablierung "kleiner Innovationssysteme" abzielt, hat im Gegensatz zur "großen" regio­
nalen Lösung eine Reihe von Vorteilen. So ist die Bedeutung der Unternehmen und der unter­
nehmensnahen Wissensinfrastruktur bei der Förderung der regionalen Cluster-Bildung ("klei­
ne Lösung") im Verhältnis zur Rolle der Regierungen bei einer "großen" Lösung (z.B. 
IRSTIS) weitaus höher. Die politischen Kalküle nationaler Regierungen treten bei auf die re­
gionale Cluster-Bildung orientierten Aktivitäten von Akteuren aus den SMPL, regionalen 
Körperschaften und Akteuren aus der EU in den Hintergrund. Auf der konkreten Arbeitsebene 
eines Clusters lassen sich Differenzen und Konflikte leichter überwinden, die aus übergeord­
neten, "ideologischen" Vorbehalten und Weichenstellungen resultieren. Cluster-relevantes 

32 Eine Arbeit von Margaret Sharp, die die für die Innovationspolitik zentralen Schlußfolgerungen aus dem 
vierten TSER-Rahmenprogramm der EU zusammenfaßt, betont die Bedeutung einer zügigen Überwindung des 
Abstandes, der zwischen Industrie und wissenschaftlicher Forschung in Buropa besteht (vgl. Sharp 1999). 
Lundvall bezeichnet, wie auch andere Autoren, die Kommunikation zwischen den verschiedenen Akteuren im 
nationalen Innovationssystem als unverzichtbares Element der ,,Learning Economy" und fordert mit Blick auf die 
EU effiziente Mechanismen der Wissensverbreitung (vgl. Lundva111999). 
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Know-how, entsprechende finanzielle, technische und Managementkapazitäten lassen sich für 
relativ begrenzte Felder, wie sie Cluster als "kleine lnnovationssysteme" ja darstellen, weitaus 
leichter mobilisieren und bündeln als bei komplexeren Projekten wie dem IRSTIS. Durch die 
höhere Konkretheit, die auch den absehbaren Nutzen für die potentiellen Netzwerkteilnehmer 
(v.a. Unternehmen) deutlicher werden läßt, bestehen aus Sicht der Akteure stärkere Anreize 
für ein Engagement. Außerdem läßt die geringere Komplexität und der deutlich reduzierte 
Umfang der regionalen Vemetzungsprojekte im Vergleich zu Formen der "großen" Lösung 
eher Erfolgsfälle erwarten, die dann als positive Beispiele andere Cluster-Aktivitäten bestär­
ken können. Erste Experimente könnten in Feldern (Industrien) stattfinden, bei denen die süd­
lichen Mittelmeerpartnerländer bereits einen gewissen Entwicklungsstand erreicht haben. Aus 
der Vielfalt einer ganzen Reihe unterschiedlicher - und weitgehend voneinander unabhängiger 
- cluster-orientierter regionaler Vemetzungsansätze ergeben sich größere und vielseitigere 
Lernmöglichkeiten als bei einem "Mega-Projekt" wie dem eines IRSTIS. 

Außerdem bietet der dezentrale Cluster-Ansatz zur Entwicklung der Wissenschafts-, Techno­
logie- und Innovationsumgebung in den SMPL die Möglichkeit, die vorerst cluster-bezogenen 
Elemente von Innovationssystemen später zu größeren Zusammenhängen zu vernetzen, z.B. 
entlang der Linie bestimmter Technologien, die für verschiedene Cluster von Bedeutung sind 
(Werkstoffe, Informations- und Kommunikationstechnologien, Biotechnologie). Das bedeutet, 
daß der Cluster-Ansatz zur Entwicklung der Grundlagen von Wissenschaft, Technologie und 
Innovation in den SMPL langfristig weniger als eine Alternative gegenüber der "großen" Lö­
sung zu verstehen ist, sondern vielmehr als dessen pragmatische erste Stufe. Sämtliche Ziele, 
die im Rahmen eines IRSTIS erreicht werden sollen, können auch auf dem Weg über die Eta­
blierung von Cluster-Innovationssystemen und deren späterer Vemetzung verwirklicht wer­
den. 

5. Fazit 

(i) Die evolutionäre Theorie der Innovationssysteme ist ein geeignetes Instrument zur Analyse 
von Innovationsprozessen und deren Grundlagen sowie zum Entwurf von politischen Hand­
lungsempfehlungen zu den Themenfeldern Wissenschaft, Technologie und Innovation. Sie 
ermöglicht, wenn die realen Rahmenbedingungen berücksichtigt werden, wichtige theoreti­
sche und politikrelevante Erkenntnisse, die auf der Grundlage der neoklassischen Innovations­
theorie (Stichwort: Marktversagen, Technologie als "externes Ereignis") nicht generiert wer­
den können. 

(ii) Bislang wird das Problem der sich vergrößernden Technologie- und Produktivitätslücke 
zwischen der EU und den SMPL als der fundamentalen Bedrohung der Euro-Mediterranen 
Partnerschaft auf ökonomischem Gebiet von den relevanten politischen Entscheidungsträgem 
weitgehend vernachlässigt. Dies ist umso bemerkenswerter als einerseits eine Anzahl wissen­
schaftlicher Untersuchungen die Brisanz dieses Problems thematisiert und andererseits nur 
mehr knapp zehn Jahre bis zur Inkraftsetzung der Euro-Mediterranen Freihandelszone ver­
bleiben. 

(iii) Vor diesem Hintergrund kommt dem Entwurf und der Implementierung paßfähiger euro­
mediterraner Maßnahmen auf dem Gebiet der Wissenschafts-, Technologie- und Innovati­
onspolitik höchste Priorität zu. 
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(iv) Das Idealszenario zur Entwicklung der Wissenschafts-, Technolgie- und Innovationsum­
gebung im südlichen Mittelmeerraum bestünde in der gemeinsamen Etablierung eines IRSTIS 
durch die betroffenen Akteure aus der EU und den SMPL. Dieser Option stehen jedoch bis­
lang wesentliche Restriktionen entgegen. 

(v) Als Alternative und gleichermaßen erster Schritt zur Etablierung eines IRSTIS bietet sich 
ein cluster-orientierter Ansatz der Bildung "kleiner lnnovationssysteme" an, die später mitein­
ander vernetzt werden können. 

(vi) In Vorbereitung auf substantielle politische Strategien zur Entwicklung des Wissen­
schafts-, Technologie- und Innovationsumfeldes im südlichen Mittelmeerraum müssen ent­
sprechende politische Meinungs- und Willensbildungsprozesse sowie zusätzliche wissen­
schaftliche Studien zur Thematik vorangetrieben werden. 
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